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Bund 2013/4 

orbemerku 

Vorbemerkungen 

Vorlage an den Nationalrat 

Vorlage an den Nationalrat 

Der RechnungshoF erstattet dem Nationalrat gemäß Art. 1 26d Abs. 1 
Bundes-Verfassungsgesetz nachstehenden Bericht über Wahrneh­
mungen, die er bei mehreren Gebarungsüberprüfungen getroffen hat. 

Berichtsaufbau 

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusam­
menfassend die Sachverhaltsdarstellung (Kennzeichnung mit 1 an der 
zweiten Stelle der Textzahl), deren Beurteilung durch den Rechnungs­
hof (Kennzeichnung mit 2), die Stellungnahme der überprüf/en Stelle 
(Kellllzeichllllllg mit J lind im KlIrsivdruck) sowie die allfallige Gegen­
äußerung des Rechnungshofes (Kennzeichnung mit 4) aneinanderge­
reiht. Das in diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenFalls 
kaufmännische Auf- und Abrundungen. 

Alle personenbezogenen Bezeichnungen werden aus Gründen der 
Übersichtlichkeit und einfachen Lesbarkeit nur in einer Geschlechts­
form gewählt und gelten gleichermaßen für Frauen und Männer. 

Der vorliegende Bericht des Rechnungshofes ist nach der Vorlage über 
die Website des Rechnungshofes .. http://www.rechnungshof.gv.at .. ver­
fügbar. 
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Bund 2013/4 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Inneres 

Wiener Stadterweiterungsfonds 

Der W iener Stadterweiterungsfonds, vor mehr als 1 50 Jahren von 
Kaiser Franz Josef I. zwecks Finanzierung von Monumentalbauten 
an der Ringstraße eingerichtet, bestand nach wie vor, obwohl die 
ursprüngliche Aufgabe längst erfüllt war und der RH bereits 1 96 1  
die Auflösung des Fonds empfohlen hatte. 

Der Stadterw� iterungsfonds veräußerte zwischen 2005 und 2008 
seine letzten drei Liegenschaften. Die Liegenschaft Am Heumarkt 
verkaufte er um 4,2 Mio. EUR, obwohl zwischenzeitlich Anbote bis 
zu 9 Mio. EUR vorlagen. 

Vom Verkaufserlös spendete der Stadterweiterungsfonds zwischen 
2005 und 201 1 rd. 3,8 Mio. EUR - vor der Satzungsänderung 2009 
rd. 0,9 Mio. EUR satzungswidrig für karitative, wissenschaftliche 
und religiöse Zwecke. 

Der Stadterweiterungsfonds, dessen oberstes Fondsorgan der Bun­
desminister für Inneres war, weitete 2009 mit Satzungsänderung 
den Fondszweck auf Bauten auch außerhalb der Inneren Stadt W iens 
sowie auf Insti tutionen und Projekte zum Wohle der Gesellschaft und 
zur Stärkung des sozialen Friedens aus. Dies widersprach dem Willen 
des Fondsgründers. Durch diese Satzungsänderung konnte der Fonds 
eine Liegenschaft in Eberau im Burgenland für ein geplantes Asyl­
zentrum ankauFen. Dieser Kauf verzögerte die angestrebte Fonds­
auflösung. 

11 

III-17 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 15 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



KURZFASSUNG 

Prüfungsziel 

Allgemei nes 

Fondsorganisation 

Aufsicht und 
Kontrolle 

12 

R 
-

H 

Ziele der Überprüfung des Wiener Stadterweiterungsfonds (Stadter­
weiterungsfonds) waren die Darstellung der Rechtsgrundjagen, die 
Beurteilung der Fondssatzung, der Fondsorganisation, der Fonds­
aufsicht, der fi nanziellen Lage, der Liegenschaftsverkäufe sowie die 
Beurteilung der Spendentätigkeit des Fonds. (TZ 1 )  

Am 20. Dezember 1 857 verfügte Kaiser Franz Josef l. zur E rweite­
rung der Inneren Stadt und zur Verbindung mit den Vorstädten die 
Auflassung der militärisch nutzlos gewordenen Befestigungsanla­
gen. Aus dem Verkaufserlös der so gewonnenen Grundstücke wurde 
ein Baufonds - der Stadterweiterungsfonds - eingerichtet. Mit den 
Mitteln des Stadterweiterungsfonds wurden die Monumentalbauten 
entlang der Ringstraße wie bspw. die Staatsoper, das Burgtheater, 
das Kunst- und Naturhistorische Museum und die Neue Burg errich­
tet. Anlässlich der Gebarungsüberprüfung des Stadterweiterungs­
fonds im Jahr 1 96 1  hatte der RH als Kernpunk t die Auflösung des 
Fonds empfohlen, weil dessen Aufgabe längst erfüllt war. (TZ 2) 

Bei der ak tuellen Gebarungsüberprüfung bestätigte sich neuerlich, 
dass der ursprüngliche Zweck des Stadterweiterungsfonds längst 
errullt war. Das Fondsvermögen war nur mehr im überschaubaren 
Umfang vorhanden. Das Kuratorium des Stadterweiterungsfonds 
verfolgte seit längerer Zeit das Ziel der Fondsauflösung. (TZ 3) 

Organe des Stadterweiterungsfonds waren seit der Satzungsände­
rung 2006 der Bundesminister fiir Inneres als oberstes Organ, das 
Kuratorium und der Geschäftsfiihrer. Die Bestimmungen der Sat­
zung entsprachen hinsichtlich der Fondsorgane den Vorgaben des 
Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetzes. Sitzungsprotok olle aus den 
Jahren vor 2006 waren nur mehr vereinzelt auffmdbar. Trotz aus­
drücklicher Satzungsvorgabe fand im Jahr 2011 keine Sitzung des 
Kuratoriums statt. (TZ 5) 

Der Leiter der Sek tion im BMl, in der die rur die unmittelbare Be­
sorgung der Aufgaben der behördlichen Fondsaufsicht und fiir die lau­
fende Kontrolle der Fondsverwaltung zuständige Abteilung angesiedelt 
war, war auch Mitglied im Kuratorium des Stadterweiterungsfonds. 
Diese Doppelfunktion widersprach den gesetzlichen Bestimmungen. 
Der Bundesminister fiir Inneres war satzungsgemäß oberstes Fonds-

Bund 2013/4 
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Fi na nzieLLe Lage 

Bund 2013/4 

Wiener Stadterweiterungsfonds 

organ und gleichzeitig entsprechend dem Bundes-Stiftungs- und 
Fondsgesetz Fondsbehörde. (TZ 6) 

Zwischen der Fondsbehörde und dem Stadterweiterungsfonds 
herrschte Unklarheit über die aktuell geltende Fassung der Sat­
zung. (TZ 6) 

Während das Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz bei Stiftungen für 
die Genehmigung von Satzungen und Satzungsänderungen expli­
zi t die ParteisteIlung der Finanzprokuratur festschrieb, war dies bei 
Fonds zwar bei der Genehmigung von Satzungen, nicht aber bei Sat­
zungsänderungen explizit der Fall. Nach derzeit gängiger Rechts­
meinung der Fondsbehörde kam der Finanzprokuratur ParteisteI­
lung zu. (TZ 7)  

Das Verfahren zur Ä nderung der Satzung 2009 entsprach nicht 
den satzungsgemäßen sowie den gesetzlichen Vorgaben. Des Wei­
teren war kei ne satzungsgemäß vorgeschriebene Genehmigung des 
Bundesministers für Inneres als oberstes Fondsorgan dokumen­
tiert. (TZ 9) 

Der Fonds wurde ursprünglich für bauliche Maßnahmen im Bereich 
der Inneren Stadt Wiens eingerichtet. Eine Erweiterung auf bauliche 
Maßnahmen im gesamten Bundesgebiet bzw. auf Institutionen und 
Projekte zum Wohle der Gesellschaft und zur Stärkung des sozi ­
alen Friedens durch die Satzungsänderung 2009 bedeutete eine 
beträchtliche Abweichung vom ursprünglichen WiUen des Fonds­
gründers und stand nach Ansicht des RH nicht mit dessen Willen 
im Einklang. (TZ 9) 

Die Verlautbarung der Satzungsänderung 2009 i m  "Amtsblatt zur 
Wiener Zeitung" erfolgte erst acht Monate nach ihrer Genehmi­
gung. (TZ 9) 

Für zwei Veräußerungen des Stadlerweiterungsfonds (Wohnung 
Postgasse 1-3 und Liegenschaft Mölker Bastei) fehlten die gesetzlich 
vorgesehenen Genehmigungen der Fondsbehörde, für ei ne weitere 
Veräußerung (Liegenschaft Am Heumarkt) wurde die Genehmigung 
erst rd. zwei Monate nach Abschluss des Kaufvertrags beantragt. 
(TZ 10) 

Der Stadterweiterungsfonds hatte bis Ende 2011 bereits einen Haupt­
anteil seines Anlagevermögens veräußert und hielt nur mehr eine 
unbebaute Liegenschaft sowie Kunstgegenstände in seinem Anlage-

13 
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vermögen. Unter Berücksichtigung des noch vorhandenen Guthabens 
bei Kreditinstituten und der Servitute des Stadterweiterungsfonds 
waren die Aktiva insgesamt als vom Umfang her überschaubar zu 
bezeicbnen (201 1 :  rd. 0,5 Mio. EUR). Nach Verk auf der Liegenschaft 
Am Heumarkt verfügte der Stadterweiterungsfonds über keine nen­
nenswerten laufenden Erträge. (TZ 11 ) 

Trotz eines Gesamtaufwands von rd. 4 0.700 EUR für Studien lag 
keine aktuelle Bewertung der Kunstgegenstände und der Servitute 
des Stadterweiterungsfonds vor. In der Bilanz 2 0 1 1  waren die Kunst­
gegenstände mit einem Wert von 1 .900 EUR ausgewiesen, die Ser­
vitute mit 3 EUR. (TZ 12 )  

Der Personal- und Sachaufwand des Stadterweiterungsfonds 
schwankte stark : zwischen 0 EUR im Jahr 2011 undjeweils 1 6.000 EUR 
in den Jahren 2008 und 2 009. Im Jahr 2006 wurde der Personal­
aufwand mit 8.000 EUR als Beratungsaufwand verbucht. (TZ 1 3) 

Beim Verk auf der Liegenschaft Mölker Bastei belief sich der Auf­
wand für Beratungsleistungen mit rd. 41 .000 EUR auf das 2,7-Fache 
des Verkaufserlöses (15.000 EUR). (TZ 14) 

Ab dem Jahresabschluss 2006 war den Jahresabschlüssen kein 
detailliertes Anlagenverzeichnis unter Auflistung der Liegenschaf­
ten, Kunstgegenstände und Servitute beigefügt, sondern nur mehr 
in der Buchhaltung verfügbar. (TZ 15) 

Von 2005 bis 2008 wurden die letzten drei bis dahin im Eigen­
tum des Stadterweiterungsfonds stehenden Liegenschaften vor der 
angestrebten Fondsauflösung veräußert. Der Ankauf einer liegen­
schaft in Eberau im Burgenland für ein Asylzentrum im Jahr 2009 
verzögerte den Prozess der angestrebten Fondsauflösung. (TZ 1 6) 

Der Verkauf der Wohnung Top 1 7  auf der Liegenschaft Postgasse 1- 3 
im I. Wiener Gemeindebezirk zu einem Preis von 225.000 EUR 
erfolgte ohne breite Interessentensuche und ohne aktuelles Bewer­
tungsgutachten. (TZ 1 7) 

Jahrelange Bestrebungen des Stadterweiterungsfonds zur Veräu­
ßerung der historisch wertvollen Liegenschaft Mölker Bastei an 
die Stadt Wien scheiterten an unterschiedlichen Preisvorstellungen. 
Ein vom Stadterweiterungsfonds beauftragtes Gutachten ermittelte 
den Verkehrswert der Liegenschaft mit 670.000 EUR, ein von der 
Stadt Wien beauftragtes Gutachten ermittelte den Verkehrswert mit 

Bund 201 3/4 
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Bund 2013/4 

Wiener Stadterweiterungsfonds 

o EUR. Der Stadterweiterungsfonds verkaufte die Liegenschaft um 
15.000 EUR, nachdem sie zuvor Anrainern sowie in  der Internati­
onal Herald Tribune um 1,00 Mio. EUR angeboten worden war. In 
Anbetracht des historischen Werts der Liegenschaft hätte der Stadt­
erweiterungsfonds der Stadt Wien ein Vorkaufsrecht zum letztlichen 
Verkaufspreis einräumen sollen. (TZ 18) 

Ein vom Stadterweiterungsfonds beauftragtes Gutachten bewer­
tete den Verkehrswert der Liegenschaft Am Heumarkt auf Basis 
des bestehenden Pachtvertrags mit einem Wiener Eislaufverei n 
mit rd. 1,51 Mio. EUR sowie unter der fiktiven Annahme einer 
Bestandsfreiheit und Bebaubarkeit gemäß einer Machbarkei tsstu­
die mit rd. 40,35 Mio. EUR. (TZ 19) 

Der Stadterweiterungsfonds lud sechs Interessenten, die bereits im 
Vorfeld ihr Interesse an der Liegenschaft bekundet hatten, schrift­
lich zur Anbotslegung ein. Entsprechend dem Text der Verkaufs­
ausschreibung erfolgte diese auch im Internet. Das Vergabeverfah­
ren wurde in drei Bieterrunden und abschließenden Verhandlungen 
im BMI durchgeführt. Während in der zweiten Bieterrunde Anbote 
mit einer Höhe bis 9 Mio. EUR für die Liegenschaft bei bestehen­
der Sach- und Rechtslage vorlagen, wurde die Liegenschaft letztlich 
um 4,20 Mio. EUR verkauft. Dieser Verkaufspreis war vergleichs­
weise gering, zumal auch die zwischenzeidiche Verhängung einer 
Bausperre gemäß § 8 Abs. 2 der Bauordnung für Wien de facto kei­
nen Verhinderungsgrund für eine Bebauung entsprechend dem im 
Jahr 2002 beschlossenen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan 
darstellte. Das Erlöspotenzial wurde nicht ausgeschöpft, das Verga­
beverfahren hätte gestoppt werden sollen. (TZ 19) 

Der Stadterweiterungsfonds spendete im überprii ften Zeitraum 
rd. 3,81 Mio. EUR. Vor der Satzungsänderung 2009 - der Fondszweck 
wurde u.a. um die Förderung von Institutionen und P rojekten zur För­
derung des sozialen Friedens erweitert - wurden rd. 2,00 Mio. EUR, 
davon rd. 916. \00 EUR bzw. 45,9 % satzungswidrig für karitative, wis­
senschaftliche und religiöse Zwecke gespendet. Weitere rd. 181.500 EUR 
spendete der Fonds nach der Satzungsänderung 2009 für kari tative, 
religiöse und sonstige Zwecke. Dies deckte sich nicht mit dem Willen 
des Fondsgrii nders. (TZ 20) 

Im Fall der Spenden an Empfanger im Bereich des BMI, den Öster­
reichischen Integrationsfonds und an eine private Bildungsinstitu­
tion bestand ein Naheverhältnis zwischen Spendenempfängern und 
Kuratoriumsmitgliedern bzw. dem Geschäftsführer. Diese Spenden 
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Kurzfassung 

1 

Rechtsgrundlage 

Rechtsstellung 

Gebarung 

BIlanzdaten 

Bilanzsumme 
Unbebaute Grundstücke 

Guthaben Kreditinstitute 

Fondsvermögen 

umfassten rd. 2,09 Mio. EUR. Mit rd. 3 30.000 EUR unterstützte der 
Stadterweiterungsfonds Institutionen im Ausland, u.a. eine katho­
lische Universität in Rom, und ausländische Projekte, U.3. ein Kin­
derdorf in der Ukraine. Zuwendungen für Projekte außerhalb Öster­
reichs widersprachen dem Willen des Fondsgründers. (TZ 21) 

Hinsichtlich der Mittelverwendung durch  die begünstigten Institu­
tionen lag keine lückenlose Dokumentation vor. (TZ 22) 

Kenndaten des Wien er Stadterweiterungsfonds 

Bundesgesetz vom 27. November 1974 über Stiftungen und Fonds, 
BGB!. Nr. 11/1975 (Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz) 

Der Wiener Stadterweiterungsfonds besitzt eigene 
Rechtspersön lichkeit 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 

in 1.000 EUR 

415,3 352,5 295,5 2.496,1 2.091,4 533,6 496,7 

170,1 170,1 170,1 0,0 200,0 201,0 211,1 

243,3 162,4 98,7 2.480,2 1.889,5 330,7 283,7 

215,7 415,3 307,9 287,9 479,1 479,4 526,6 

Gewlnn- und Verlustrechnung 

Bilanzgewinn/-verlust 199,5 - 107,4 - 20,0 191,2 0,3 47,2 - 31,9 

Summe Erträge 242,9 24,9 30,1 4.099,9 18,5 54,6 0,4 

Summe Aufwendungen 43,4 132,2 50,2 3.908,6 18,2 7,4 32,3 

davon 

Spenden 10,0 0,0 7,5 3.819,2' 0,0 0,0 20,0 

Beratungsleistungen 17,0 118,1 18, 6 64,2 1,7 1,6 12,0 

Personal Anzahl 

Geschäftsführung (ehrenamtlich) 1 1 1 1 1 1 1 

Mitarbeiter 0 0 0 0 0 0 0 
Spenden taut Jahresabschluss 2008 inkl. bezug nehmender Rückstellungen, die ausbezahlten Spenden beliefen sich von 
2005 bis 2012 auf rd. 3.81 Mio. EUR. 

Quellen: Wiener Stadterweiterungsfonds. RH 
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Allgemeines 

Wille des 
Fondsgründers und 
Fondshistorie 

Bund 2013/4 

Wien er Stadterweiterungsfonds 

1 Der RH überprüfte von Mai bis Juni 201 2  d ie Gebarung des W iener 
Stadterweiterungsfonds (Stadterweiterungsfonds). 

Z iele dieser Überprüfung waren die Darstellung der Rechtsgrundlagen, 
die Beurteilung der Fondssatzung, der Fondsorganisation, der Fonds­
auFsicht, der finanziellen Lage, der LiegenschaftsverkäuFe sowie d ie 
Beurteilung der Spendentätigkeit des Fonds. 

Der überprüfte Zeitraum umfasste im Wesentlichen die Jahre 2005 
bis 201 1 .  

Z u  dem i m  Dezember 2012 übermittelten rrüfungsergebn is gaben der 
Stadterweiterungsfonds und das BMI im Februar 201 3  eine Stellung­
nahme ab. Der RH erstattete seine Gegenäußerung an das BMI im 
April 2013 .  

2 Der StadterweiterungsFonds wurde mit  kaiserl ichem Handschreiben vom 
20. Dezember 1857 errichtet. Kaiser Franz Josef I. verFügte zur Erwei­
terung der Inneren Stadt und zur Verbindung m it den Vorstädten die 
Aunassung der m ilitärisch nutzlos gewordenen Befestigungsanlagen 
(Stadtmauer und -gräben sowie die Glacisgründe) unter Bedachtnahme 
auf die Regulierung und Verschönerung Wiens. Aus dem VerkauFser­
lös der so gewonnenen Grundstücke wurde ein Baufonds eingerichtet, 
aus dem "insbesondere auch die Kosten der Herstellung öffentlicher 
Gebäude und d ie Verlegung der Mil itäranstalten" bestritten werden 
sollten. Zur Verwaltung des Fonds wurde der seinerzeitige Innenmi­
nister Freiherr von Bach beruFen, weshalb der StadterweiterungsFonds 
- mit Ausnahme der NS-Zeit und der Nachkriegsjahre - in der Folge 
beim Bundesfllinister Für Inneres (als oberstes Fondsorgan) angesie­
delt war. 

Aus den Mitteln des StadterweiterungsFonds wurden die Monumen­
talbauten entlang der Ringstraße wie bspw. die Staatsoper, das Burg­
theater, das Kunst- und Naturhistorische Museum und die Neue Burg 
errichtet. Durch zahlreiche Grundabtretungen wurde der Bau der Ring­
straße, des W iener Rathauses sowie die Anlage des Volksgartens und 
des Stadtparks ermögl icht. Weiters steuerte der Fonds erhebl iche Mittel 
für den Bau bzw. die Erhaltung von Kirchen bei (Stephansdom, Votiv­
kirche, Karlskirche und Minoritenkirche). 
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In der Ersten Republik beschränkte sich die Tätigkeit des Stadterwei­
terungsfonds auf die Verwaltung des Fondsvermögens und kleinerer 
Bauvorhaben. Der RH überprüfte die Gebarung des Stadterweiterungs­
fonds zuletzt im Jahr 1961. Als Kernpunkt empfahl er damals die Auf­
lösung des Stadterweiterungsfonds. weil die Aufgabe des Fonds längst 
erfüllt war und kein Grund für dessen Weiterbestand gegeben war. 

3.1 Mit 3 I. Dezember 2011 verfügte der Stadterweiterungsfonds gemäß 
Jahresabschluss 2011 über Aktiva in der Höhe von rd. 496.700 EUR in 
Form von 

- Guthaben bei Kreditinstituten (rd. 283.700 EUR). 

- unbebauten Grundstücken (Buchwert rd. 211.100 EUR). 

- Sammlungsgegenständen (Buchwert rd. 1.900 EUR) und 

- Servituten (Buchwert rd. 3 EUR; siehe TZ 11). 

Gemäß § 37 des Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetzes. BGBI. Nr. 11/1975 
i.d.g.F., waren Fonds aufzulösen, wenn 

- ein Fondsvermögen nicht mehr vorhanden war, 

- das Fondsvermögen zur Erfüllung des Fondszwecks nicht hinreichte 
oder 

- der Fondszweck nicht mehr gemeinnützig, mildtätig oder seine 
Erfüllung unmöglich geworden war. 

Laut Artikel X I  der aktuellen Fondssatzung über die Beendigung der 
Fondstätigkeit durfte das Fondsvermögen nur dem Fondszweck ent­
sprechend verwendet werden und nur Institutionen oder Einrichtungen 
zugute kommen, die der Erfüllung des Fondszwecks verpflichtet waren. 
Die Fondstätigkeit endet durch Beschluss des Bundesministers für Inne­
res über Antrag des Kuratoriums, wenn dieses einstimmig die Auflö­
sung des Fonds beschlossen hatte, oder von Amts wegen. 

Entsprechend den vorliegenden Protokollen der Kuratoriumssitzungen 
verfolgte der Stadterweiterungsfonds bereits seit längerer Zeit das Ziel 
der Fondsauflösung. Vorweg sollten die noch im Besitz des Stadter­
weiterungsfonds befmdlichen Liegenschaften veräußert werden (siehe 
TZ 16 bis 19). In seiner Sitzung vom 26. Jänner 2012 beschloss das 
Kuratorium die Kontaktaufnahme mit der Bundesimmobiliengesell-

Bund 2013/4 

III-17 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)22 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Allgemeines 

Rechtsgrundlagen 

Bund 2013/4 
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schaft hinsichtlich der Übertragung der Servitute und der noch im 
Besitz des StadterweiterungsFonds befindlichen unbebauten Grund­
stücke. Weiters sollte das Kunsthistorische Museum mit dem Ziel einer 
Übertragung sämtlicher Kunstwerke an dieses Museum kontaktiert 
werden. 

3.2 Der RH kritisierte, dass der Prozess der Fondsauflösung seit der Bezug 
nehmenden Ell1pfehlung des RH im Jahr 1961 noch immer nicht abge­
schlossen war. Nach Ansicht des RH war der ursprüngliche Zweck des 
Stadterweiterungsfonds längst erfüllt, Fondsvermögen war nur mehr 
im überschaubaren Umfang vorhanden. Daher begrüßte der RH auch 
die nunmehrigen Ansätze des Kuratoriums zur Fondsauflösung. Der 
RH erneuerte seine Empfehlung zur Auflösung des Stadterweiterungs­
fonds aus dem Jahr 1961. Zuvor wäre die Übertragung des restl ichen 
Fondsvermögens auf geeignete Institutionen und Einrichtungen zu 
klären. Dabei wäre auch der Wille des Fondsgründers zu berücksich­
tigen. 

3.3 Der StadterweiterungsJonds und das BMI teilten mit, dass das Kura­
torium deli Beschluss über die Auflösung lies Stadterweiterungsjonds 
gejasst habe und der elItsprechende Bescheill bereits erlllssen worden 
sei. Nach AblauJ der Rechtsmiffelfrist werde es zur Verlautbarung im 
.. Amtsbllltt zur Wiener Zeitung" kommen. 

4 Die wesentlichen Rechtsgrundlagen für den Stadterweiterungsfonds 
bildeten das Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz und die Fondssat­
zung. Das Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz regelte u.a. die Inhalte 
der Fondssatzung, die Satzungsänderung, die Fondsorgane, die Fonds­
aufsicht sowie die Auflösung eines Fonds. 

Mit I .  Mai 1962 trat als Satzung, in Verbindung mit dem kaiserlichen 
Handschreiben, die "Richtlinie zur Neuregelung der Geschäfte der Ver­
waltung und der Aufsicht über den Wiener Stadterweiterungsfonds" 

(Richtlinie 1962) in Kraft. Satzungsänderungen erfolgten 2006 und 
2009. Neben dem Namen und Sitz des Fonds enthielt die Satzung u.a. 
Bestimmungen über die Fondsorgane, den Fondszweck und die Ver­
wendung des Fondsvermögens'. Die wesentlichen Inhalte der jeweils 
gültigen Satzungen sind im Anhang I abgebildet. 

Der Stadterweiterungsfonds besaß gemäß § 22 Bundes-Stiftungs- und 
Fondsgesetz eigene Rechtspersönl ichkeit. 

1 Weilere Bestimmungen betraren Erfordernisse der ßcschlussfassung. die Entschädigung 

von Fondsorganell, die Rechnungslegung sowie Angaben über die Aunösung des Fonds. 
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5.1 Organe des Stadterweiterungsfonds waren seit der Satzungsänder ung 
2006 der Bundesmin ister für Inneres [als oberstes Organ), das Kurato­
rium und der Geschäf tsführer. Die Tätigkeit der Fondsorgane er folgte 
ehrenamtlich. 

Der Stadterweiterungsfonds verfügte über keine eigenen Angestell­
ten. Mitarbeiter des BMI bzw. des Österreichischen Integrationsfonds 
unterstützten den Fonds durch Beistel lung der Fondsorgane bzw. bei 
der operativen Tätigkeit [siehe TZ 1 3). 

[I) Bundesminister für Inneres 

Die Kompetenzen des Bundesministers für Inneres umfassten die Er las­
sung und Veränderung der Fondssatzung durch Beschluss auf Vor­
schlag des Kuratoriums sowie die Bestellung und Entlassung der Mit­
glieder des Kuratoriums und des Fondsgeschäftsführers. Des Weiteren 
oblag ihm der Beschluss zur Auflösung des Fonds. Die Rechte des Bun­
desministers für Inneres hinsichtlich Erwerb, Veräußerung oder Belas­
tung von Fondsvermögen, über einen allfalligen Verzicht auf Rechte 
des Fonds oder über die Ver wendung von Fondsvermögen im Sinne 
des Fondszwecks sowie über die Anlage von Fondsvermögen in Lie­
genschaften und Anleihen wurden mit der Satzungsänder ung 20062 

ausdrücklich dem Kuratorium übertragen . 

(2) Kuratorium 

Das Kuratorium3 setzte sich aus drei vom Bundesminister für Inne­
res bestellten hochrangigen Beamten des BMl zusammen. Diese durf­
ten n icht der Fondsaufsicht und der Fondsgeschäftsführung ange­
hören. Neben der dem Kuratorium vom Bundesmin ister für Inneres 
ausdrücklich übertragenen Aufgaben und der Beratungsfunktion für 
den Geschäftsführer oblagen dem Kuratorium u.a. folgende Aufgaben : 

- Beschlussfassung über Anträge des Geschäftsführers betreffend die 
Vergabe von Aufträgen aller Art einschließlich Hausreparaturen, 
deren Kosten im Einzelfall den Betrag von 1 .000 EUR übersteigen. 
Für die Entscheidung über die Vergabe solcher Aufträge waren 
jeweils mindestens drei Offer te einzuholen. 

- Beschlussfassung über die Belastung und Veräußerung jeglichen 
Fondsvermögens sowie über die Aufnahme von Krediten, Darle­
hen und Hypotheken jeglicher Art. 

2 Satzung vom 2 .  Mai 2006, gültig bis 26. November 2009 
vor der Satzungsänderung 2006 Fondsbeirat 
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- Beschlussfassung über den Antrag zur Auflösung des Fonds. Ein 
solcher Antrag war an den Bundesminister für Inneres zu richten 
und hatte einstimmig zu erfolgen. 

Abgesehen von der letztgenannten Beschlussfassung waren die Beschlüsse 
grundsätzlich mit Stimmenmehrheit zu fassen, Umlau fbeschlüsse waren 
zulässig. Durch diese Festlegungen wurde das Vier-Augen-Prinzip bei 
der Beschlussfassung eingehalten. Die Beschlussfassung wurde entweder 
in einem Sitzungsprotokoll oder im Umlaufwege mittels E-Mail doku­
mentiert. 

Das Kuratorium trat gemäß Satzung nach Bedarf, über Ersuchen der 
Fondsaufsicht oder der Fondsgeschäftsführung bzw. auf eigenen 
Wunsch des Vorsitzenden des Kuratoriums, jedoch verpflichtend ein­
mal pro Jahr, zusammen. Der Stadterweiterungsfonds legte Sitzungs­
protokolle ab 2005 vor. Protokolle über den Zeitraum davor waren 
nur mehr vereinzelt auffIndbar. I m  Jahr 2011 fand keine Kuratori­
umssitzung statt. Nach Auskunft des Stadterweiterungsfonds seien die 
Beschlüsse des Kuratoriums 2011 im Umlaufwege gefasst worden, so 
dass eine eigene Sitzung aus zeit- und arbeitsökonomischen Gründen 
nicht notwendig gewesen sei. 

(3) Geschäftsführung 

Dem Geschäftsführer" oblag die Vertretung des Fonds nach außen. 
Er übte diese Tätigkeit in eigener VerantwortungS bzw. im satzungs­
gemäßen Zusammenwirken mit dem Fondskuratorium aus. Außer­
dem oblagen ihm die Führung der laufenden Geschäfte, die Fonds­
verwaltung und die Hausverwaltung der Fondsl iegenschaften bzw. 
die Vorbereitung der Beschlussfassung durch das Kuratorium. Der 
Geschäftsführer war für die fInanzielle Gebarung des Fonds sowie für 
alle Personalangelegenheiten verantwortlich. 

5.2 Die Bestimmungen der Satzung hinsichtlich der Fondsorgane entspra­
chen den Vorgaben des Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetzes. 

Der RH stellte zwar fest, dass im internen Ablauf Beschlüsse des Kura­
toriums seit 2006 unter Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips ausrei­
chend dokumentiert wurden, er kritisierte jedoch, dass vor diesem 
Zeitpunkt nur mehr vereinzelte Sitzungsprotokolle auffIndbar waren. 

vor der Salzungsänderung 2006 Fondsverwahung 

5 Dcr Geschäftsführer war insbesondere berugt, im Rahmen der HausverwaltungsWtig­

keil Reparaturen und Illstandhaltungsarbeitcn bis zu einem Betrag von 1.000 EUR im 

eigenen Wirkungsbereich zu vergeben. 
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Der RH kritisierte weiters, dass trotz ausdrücklicher Satzungsvorgabe 
im Jahr 201 1  keine Sitzung des Kuratoriums stattfand. Eine Beschluss­
fassung im Umlaufwege war mit dem Wortlaut der Satzung nicht ver­
einbar. Er empfahl daher dem Stadterweiterungsfonds, jähr lich min­
destens eine Sitzung des Kuratoriums durchzuführen. 

6.1 ( I ) Der Stadterweiterungsfonds unter lag gemäß § 39 Bundes-Stif­
tungs- und Fondsgesetz der Aufsicht des Bundesministers für Inne­
res als zuständige Fondsbehörde. Der Bundesminister für Inneres war 
gleichzeitig oberstes Fondsorgan (siehe TZ 5). Ergänzend zum Bundes­
Stiftungs- und Fondsgesetz bestimmte die Satzung6 den Leiter der für 
das Stiftungs- und Fondswesen zuständigen Abteilung im BMI und 
den Leiter der dieser Abteilung übergeordneten Sektion im BM! als 
zuständig für die unmittelbare Besorgung der Aufgaben der behörd­
lichen Fondsaufsicht und für die lau fende K ontrolle der Fondsverwal­
tung. 

(2) Gemäß § 3 1  Abs. 2 Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz durften 
Organe der Aufsichtsbehörde nicht zum Verwalter oder Mitglied eines 
Verwaltungsorgans des Fonds bestellt werden. Die Satzung bestimmte 
auch, dass Mitglieder des Kuratoriums n icht der Fondsaufsicht ange­
hören durften. 

Im überprüften Zeitraum war der Leiter der Sektion im BM!, in der die für 
das Stiftungs- und Fondswesen zuständige Abteilung im BMI angesie­
delt war, auch Mitglied des Kuratoriums. Eine ausdrückliche Übertragung 
an den dem Sektionsleiter untergeordneten Gruppenleiter/Abteilungslei­
ter im BMl zur eigenständigen Wahrnehmung der Aufsichtstätigkeit im 
Zusammenhang mit dem Stadterweiterungsfonds bestand nicht. 

(3) Bereits wenige Tage nach einer Satzungsänderung im Jahr 2009 (siehe 
TZ 9) schlug dieses Kuratoriumsmitglied eine neuerliche Satzungsän­
derung h insichtlich der Streichung seiner organisatorischen Zuständig­
keit als Sektionsleiter für die unmittelbare Besorgung der Aufgaben der 
behördlichen Fondsaufsicht und für die laufende Kontrolle der Fondsver­
waltung vor. Die weiteren Kuratoriumsmitgl ieder stimmten im Umlauf­
wege der vorgeschlagenen Änderung zu. Eine Genehmigung des Bun­
desministers für Inneres als oberstes Fondsorgan bzw. ein Antrag an 
die Fondsbehörde um Genehmigung der Satzungsänderung war nicht 
dokumentiert. 

Eine idcnte Bestimmung fand sich auch bereils in der Satzung 2006. 
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(4) Da der zuständigen Abteilung dennoch zwei verschiedene Versi­
onen (mit und ohne Zuständigkeit des Sektions leiters ) vorlagen, stellte 
diese am 3. Juni 2011 eine Anfrage an den Stadterweiterungsfonds 
nach der aktuell gültigen Satzung. Eine konkrete Antwort war nicht 
dokumentiert .? Der RH erhielt während der Gebarungsprüfung eben­
falls unterschiedliche Auskünfte. Die Fondsbehörde war der Ansicht, 
dass die Vers ion ohne Zuständigkeit des Sektionsleiters in Kraft war, 
wogegen der Stadterweiterungsfonds eine Satzung mit der Zustän­
digkeit des Sektionsleiters als gültige Vers ion dem RH übermittelte. 

6.2 Der RH kritisierte, dass der Leiter der Sektion im BMI, in der die für die 
unmittelbare Besorgung der Aufgaben der behördlichen Fondsau fsicht 
und für die laufende K ontrolle der Fondsverwaltung zuständige Abtei­
lung anges iedelt war, auch Mitglied im Kuratorium des Stadterweite­
rungsfonds war. Diese Doppelfunktion widersprach den gesetzlichen 
Bestimmungen . Der RH  wies weiters darauf hin, dass der Bundes mi­
nister für Inneres satzungsgemäß oberstes Fondsorgan und gleichzei­
tig entsprechend dem Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz Fondsbe­
hörde war. 

Er empfahl daher dem BMI, die Angelegenheiten der Fondsaufsicht 
über den Stadterweiterungsfonds nachweis lich aus dem Au fgabenbe­
reich des Sektions leiters zu verlagern bzw. alternativ dem Stadterwei­
terungsfonds, dieses Kuratoriumsmitglied neu zu besetzen . 

Der RH kritis ierte weiters, dass Unklarheit zwischen der Fondsbehörde 
und dem Stadterweiterungsfonds über die aktuell geltende Fassung der 
Satzung herrschte und empfahl dem BMI und dem Stadterweiterungs­
fonds, dies rasch abzukJären. 

6.3 Das BMI /ierwies in seiner Stellungnahme auf die beabsichtigte Auf­
lösl/ng des Fonds und die dadurch obsolet gewordene Notwendigkeit 
einer Umorganisation. Die mögliche Unklarheit über die l/nterschied­
lichen Fassungen der Satzung sei durch den Übertritt eines Beamten 
in den Ruhestand entstanden. Mittlerweile herrsche Klarheit über die 
geltende Fassung der Satzung. 

7 Es findet sich nur ein handschriftlicher Vermerk eines unbekannten Verfassers, dass 

es sich ofTensichllich um einen Irrtum handle und die Sache schon mit der Fondsbe­

hörde geklärt worden sei. 
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7.1 Satzungsänderungen unterlagen gemäß § 35  Bundes-Stiftungs- und 
Fondsgesetz der Genehmigungspflicht des Bundesministers für Inneres 
als FondsbehördeB, wobei im Verfahren dem Fondsgründer und - nach 
derzeit gängiger Rechtsmeinung der Fondsbehörde - der Finanzpro­
kuratur Parteistellung zukam9. Während das Bundes-Stiftungs- und 
Fondsgesetz bei Stiftungen für die Genehmigung von Satzungen und 
Satzungsänderungen explizit die ParteisteIlung der Finanzprok ura­
tur festschrieb, war dies bei Fonds zwar bei der Genehmigung von 
Satzungen, nicht aber bei Satzungsänderungen explizit der Fall. War 
der Fondsgründer schon verstorben, war auf dessen W illenserk lärung 
Rücksicht zu nehmen.IO 

Eine Änderung der Satzung war nur unter den besonderen Vorausset­
zungen des § 36  Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz zulässig. Bei­
spielsweise war eine Änderung des Fondszwecks oder des für den 
Fondsgenuss in Betracht kommenden Personenkreises nur dann zuläs­
sig, wenn der Fonds seine Aufgaben nicht oder nur mehr unter geän­
der ten Bedingungen erfüllen konnte. Bestimmungen hinsichtlich der 
Fondsorgane konnten nur geändert werden, wenn d iese n icht mehr 
bestanden, ihre Befugnisse nicht mehr ausübten oder eine Änderung 
für die Ver waltung des Fonds zweckmäßig erschien. Eine Änderung der 
Fondssatzung war im .Amtsblatt zur W iener Zeitung" zu veröffentli­
chen, wenn der Name, der Sitz oder der Fondzweck verändert wurde. 11 

7.2 Nach Ansicht des R H  war die Rechtsmeinung der Fondsbehörde auf­
grund der Systematik des Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetzes schlüs­
sig. Er empfahl dem BM!, auf eine rechtliche KJarstellung hinsichtlich 
der Par teisteI lung der Finanzprokuratur bei Verfahren zur Änderung 
von Fondssatzungen h inzuwirken. 

7.3 Das BMT teilte mit, dass die Stellung der Finanzprokuratu.r mittler­
weile klar sei und allfällige Unsicherheiten ausgeräumt worden seien. 

8 § 35 Abs. I Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 
9 Im § 35 Bundcs-Stiftungs- und Fondsgesetz rehlt eine vergleichbare Bestimmung wie 

im § 17 Abs. 3 leg eil. hinsichtlich der Paneienslellung der Finanzprokuratur und des 
Fondsgründers im Verfahren bei der Änderung der Stiftungssatzung. laut Auskunft 
der Fondsbehörde ist deren Rechtsmeinung, dass auch bei der Änderung der Fonds­
satzung der Finanzprokuratur Parteistellung zukommt. 

10 kaiserliches Handschreiben vom 20. Dezember 1857 
11 § 35 Abs. 4 Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 
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8.1 Im Jahr 2006 beschloss der damalige Fondsbeirat (nunmehr Kurato­
rium), die bis dahin als Satzung gültige Richtlinie aus dem Jahre 1 962 
zu ändern. Begründet wurde die Notwendigkeit'2 i nsbesonderelJ mit 
der schon seit mehreren Jahrzehnten nicht mehr angepassten Richt­
linie, die eine moderne und effiziente Verwaltung des Fondsvermö­
gens nicht mehr ermöglichte. Bis zur gegenständlichen Satzungsän­
derung waren die meisten grundlegenden Beschlüsse laut der damals 
geltenden Richtlinie dem Bundesminister für Inneres vorbehalten. 

Ziel der Satzungsänderung war die Erhöhung der gestalterischen Band­
breite der operativen Fondsorgane. Zur Umsetzung war die Schaf­
fung eines über (fast) alle Fondsangelegenheiten entscheidungsbe­
fugten Kuratoriums angedacht. Dem Geschäftsführer sollten erweiterte 
Rechte bei der Führung der laufenden Geschäfte eingeräumt werden; 
bis zur gegenständlichen Satzungsänderung waren Entscheidungen 
des laufenden Geschäfts (über 10.000 ATS) von der Fondsverwaltung 
dem Fondsbeirat vorzulegen. Die Wertgrenze zur Vergabe von Aufträ­
gen im eigenen Wirkungsbereich sollte auf 1.000 EUR angepasst wer­
den. Der Bundesminister für Inneres sollte weiter das Recht haben, die 
Fondsorgane einzusetzen bzw. abzuberufen sowie über Satzungsän­
derungen zu entscheiden. Darüber hinaus wurden die Möglichkeiten 
zur Erreichung des Fondszwecks näher ausgeführt, da diese im kaiser­
lichen Handschreiben nur sehr vage ausgeführt waren und sich pri­
mär auf den Bau von Gebäuden bezogen. 

Da die Richtlinie 1962 keine besondere Vorgehensweise für eine Sat­
zungsänderung vorschrieb, erfolgte am 4. April 2006 ein Antrag des 
Fondsverwalters (nunmehr Geschäftsführers) an die Fondsbeiratsmit­
glieder um Genehmigung des Vorschlags einer Satzungsänderung und 
anschließend an die damalige Frau Bundesministerin für I nneres a ls 
oberstes Organ des Fonds um Genehmigung der Änderung der Fonds­
satzung, jedoch nicht um die ebenfalls erforderliche Genehmigung 
gemäß § 35 Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz in ihrer gleichzeitigen 
Funktion als Fondsbehörde. Der Akt wurde nur zur Eintragung in das 
Fondsregister an die zuständige Abteilung weitergeleitet. Mit Bescheid 
verfügte diese am 1 2. Mai 2006 den Eintrag der Satzungsänderung 
in das Fondsregister, eine bescheidmäßige, fondsbehördliche Geneh­
migung der Satzungsänderung lag nicht vor. Da weder der Name, der 
Sitz oder der Fondszweck geändert wurden, konnte eine Verlautba­
rung im .. Amtsblatt zur Wiener Zeitung" unterbleiben. 

12 im Sinne des § 36 Bundes-S1iftungs- und Fondsgesctz 

13 Weitere Punkte bclra ren die Frage der Buchhaltung bzw. die Eint ragung i n das Fondsregister 

als historischer Fonds. 
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8.2 Die neue Satzung entsprach inhaltlich den Anforderungen des Bundes­
Stiftungs- und Fondsgesetzes. Der RH stellte fest, dass die Begründung 
für das Vorliegen besonderer Voraussetzungen für die Satzungsände­
rung im Sinne des § 36 Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz nachvoll­
ziehbar waren, da insbesondere die Neustrukturierung der Fondsor­
gane grundsätzlich eine moderne und effiziente Verwaltung des Fonds 
ermöglichte. Vor allem die Verlagerung von Entscheidungsbefugnissen 
vom Bundesminister für Inneres auf das Kuratorium wertete der RH 
positiv. Er  bemängelt jedoch die formale Durchführung des Genehmi­
gungsverfahrens. Auch wenn hinsichtlich des obersten Fondsorgans 
und der Fondsbehörde (siehe TZ 6) Organidentität herrschte, wären 
die rechtlichen Vorgaben hinsichtlich der einzelnen Verfahrensschritle 
einzuhalten gewesen. 

9.1 Am 26. November 2009 beschloss das Kuratorium, eine weitere Ände­
rung der Satzung vorzuschlagen. Ziel war die Ergänzung der beste­
henden Definition des Fondszwecks, der Erweiterung der Inneren Stadt 
Wiens und einer entsprechenden Verbindung zu den Vorstädten unter 
Berücksichtigung einer Regulierung und Verschönerung der Stadt um 

- die Förderung von baulichen Maßnahmen in fOrderungswürdigen 
infrastrukturschwachen Regionen des Bundesgebiets und 

- die Förderung von Institutionen und Projekten zum Wohle der 
Gesellschaft und zur Stärkung des sozialen Friedens. 

Eine Änderung der Bestimmung der Satzung hinsichtlich der Errei­
chung des Fondszwecks (Begünstigte) wurde nicht beantragt. Demnach 
sollte der Fondszweck weiterhin durch Unterstützung oder Durchfüh­
rung von (Bau-)Projekten, welche die Erhaltung und Verschönerung 
der Inneren Stadt Wiens betrafen, erreicht werden. Dies konnte durch 
gewidmete Zuwendungen für die Erhaltung und Erneuerung an für die 
Innere Stadt wertvolle bauliche Objekte und deren Träger oder durch 
eigene Projekte geschehen; ebenso durch die Verleihung oder Schen­
kung von fondseigenen Wert- und Kunstgegenständen an ebensol­
che Einrichtungen. 

Eine - in der Satzung 2006 zwingend vorgesehene - Genehmigung 
einer Satzungsänderung durch den Bundesminister für Inneres als 
oberstes Fondsorgan lag nicht vor. Der Geschäftsführer des Stadt­
erweiterungsfonds stellte noch am 26. November 2009 per E-Mail 
einen Antrag um Genehmigung der Satzungsänderung an den für 
Fondsangelegenheiten zuständigen Bereichsleiter im BMl. Der Antrag 
enthielt keine Begründung für die Satzungsänderung, insbesondere 
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auch nicht hinsichtlich der besonderen Voraussetzungen im Sinne 
des § 36 Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz. Die zuständige Abtei­
lung genehmigte dennoch die Satzungsänderung mit Bescheid bereits 
am 27. November 2009. Am 2. Dezember 2009 erwarb ein Treuhänder 
für den Stadterweiterungsfonds Grundstücke in der Gemeinde Eberau 
im Südburgenland für die Errichtung einer Erstaufnahmestelle (siehe 
Bericht des RH betreffend Vergabepraxis im BMI mit Schwerpunkt 
Digitalfunk, Reihe Bund 201 3/2, TZ 3 1 ). 

Am 23 .  April 2010 ersuchte die für das Stiftungs- und Fondswesen 
zuständige Abteilung den Stadterweiterungsfonds um Übermittlung 
einer Kopie des Kuratoriumsbeschlusses vom 26. November 2009 und 
um Bekanntgabe der Beweggründe für die Satzungsänderung. Der 
Geschäftsführer des Stadterweiterungsfonds übermittelte das Ersuchen 
an ein Kuratoriumsmitglied, das gleichzeitig die Funktion des Leiters 
der Sektion wahrnahm, in der die o.a. Abteilung angesiedelt war. Die­
ser übermittelte das Ersuchen an den ihm untergeordneten zuständigen 
Bereichsleiter. Der Bereichsleiter erkundigte sich wiederum bei der in  
seinem Bereich eingerichteten o.a. Abteilung hinsichtlich der rechtli­
chen Grundlage des Ersuchens. Eine Beantwortung des Ersuchens der 
zuständigen Abteilung vom 23 .  April 2010 war nicht dokumentiert. 

Die Finanzprokuratur wurde erst mehr als fünf Monate nach erfolgter 
Genehmigung am 5. Mai 2010 um Stellungnahme ersucht. Sie teilte am 
6. Mai 2010 mit, dass keine Bedenken gegen die Änderung der Satzung 
bestehen. Am 27. Juli 2010 wurde von der Fondsbehörde die Verlaut­
barung im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" veranlasst. 14  

9.2 Der RH stellte kritisch fest, dass das Verfahren zur Änderung der Sat­
zung 2009 nicht den satzungsgemäßen sowie den gesetzlichen Vorgaben 
entsprach. Es war weder die satzungsgemäß vorgeschriebene Geneh­
migung des Bundesministers für Inneres als oberstes Fondsorgan 
dokumentiert noch enthielt der Antrag eine Begründung für die Sat­
zungsänderung, die es der Fondsbehörde ermöglicht hätte, die beson­
deren Voraussetzungen für eine Änderung, gemäß § 36 Bundes-Stif­
tungs- und Fondsgesetz, zu prüfen. 

Der RH kritisierte, dass die Fondsbehörde dennoch nach nur einem Tag 
die Satzungsänderung genehmigte und sich erst knapp fünf Monate 
später mit den Beweggründen befasste. Es wäre insbesondere zu prüfen 
gewesen, ob die Änderung des Fondszwecks mit dem ursprünglichen 
Willen des Fondsgründers übereinstimmte bzw. ob eine Änderung 

1 4  Die Vcrörrentlichung erschien am 31. Juli 2010. 
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unbedingt zweckmäßig gewesen war. 15 Der Fonds wurde ursprüng­
lich flir bauliche Maßnahmen im Bereich der Inneren Stadt Wiens 
eingerichtet. Eine Erweiterung auf bauliche Maßnahmen im gesam­
ten Bundesgebiet bzw. auf Institutionen und Projekte zum Wohle der 
Gesellschaft und zur Stärkung des sozialen Friedens durch die Sat­
zungsänderung 2009 bedeutete eine beträchtliche Abweichung vom 
ursprünglichen Willen des Fondsgründers und stand nach Ansicht des 
RH nicht mit dessen Willen im Einklang. 

Der RH wies auch darauf hin, dass sich die Bestimmungen in der Sat­
zung betreffend die Erreichung des Fondszwecks nicht mit dem erwei­
terten Fondszweck deckten. Weiters bemängelte er, dass die Finanz­
prokuratur erst nach erfolgter Genehmigung befasst und um eine 
Stellungnahme ersucht wurde. Der RH kritisiert auch, dass die Ver­
lautbarung im .Amtsblatt zur Wiener Zeitung" erst acht Monate nach 
Genehmigung der Satzungsänderung erfolgte. 

Er empfahl dem BM!, Satzungsänderungen nur nach Prüfung und Vor­
liegen der gesetzlichen Voraussetzungen zu genehmigen sowie nach 
erfolgter Genehmigung flir eine zeitnahe Veröffentlichung im .Amts­
blatt zur Wien er Zeitung" zu sorgen. 

9.3 Das BMI teilte mit, dass zur Zeit der Wiedererrichtung des Fonds die 
Enveiterung der Inneren Stadt Wiens mit Rücksicht auf eine entspre­
chende Verbindung derselben mit den Vorstädten schon weitgehend 
abgeschlossen oder zumindest mit den noch zur Verfügung stehenden 
Mitteln nicht mehr umsetzbar gewesen sei. Im Lichte dessen sei es 
nicht nur vertretbar, sondern sogar angezeigt erschienen, den Fonds­
zweck zu ändern bzw. weiterzuentwickeln. 

Gemäß § 36 Abs. 3 des Bundes-Stijtungs- und Fondsgesetzes sei eine 
Satzungsänderung nur zulässig, wenn ohne eine solche Änderung der 
Fonds seine Aufgaben im Sinne der Fondssatzung nicht oder nur unter 
geänderten Bedingungen erfüllen könne oder der Fondszweck nicht 
mehr gemeinnützig oder mildtätig sei. 

Im Lichte der gesetzlich vorgegebenen Gemeinnützigkeit und Mildtätig­
keit trage die Satzungsänderung 2009 dem Grundgedanken des Fonds­
stifters Rechnung. Die Anbindung der Vorstädte an die Innere Stadt 
habe den Zusammenhalt zwischen dem Zentrum und der Peripherie 
stärken sollen. Diesen Gedanken weitereIltwickelnd erscheille es nicht 
unzulässig, den örtlichen Anwendungsbereich über Wien hinaus aus­
zudehnen ulld den Zusammellhalt innerhalb des gesamteIl BUlldesge-

IS § 28 Abs. 4 Bundcs-Stiftungs- und Fondsgesetz 
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bietes und eben insbesondere im Hinblick auf infrastrukturschwache 
Regionen zu fördern. Die Anbindung der Peripherie an das Zentrum 
könne aber nicht nur in Form von Baumaßnahmen gesehen werden, 
sondern eben auch gesellschaftlich. Menschen, die an der Peripherie der 
Gesellschaft lebten, sollten an das gesellsc/wftliche Zentrum angebun­
den werden, was einen Beitrag zum sozialen Frieden leiste und somit 
jedenfalls der Gemeinnützigkeit Rechnung trage. 

Im Übrigen sei eine Änderung der Fondssatzung in Hinblick auf eine 
Fondsaujlösung angezeigt gewesen. Sowohl das Bundes-Stijlungs- und 
Fondsgesetz als auch die Satzung würden vorsehen, dass das verblei­
bende Fondsvennögen im Falle der Aujlösung einer Institution oder 
Einrichtung zu übertrageIl sei, die der Erfüllullg des Fondszwecks ver­
pjlichtet ist (so die Satzung) oder einem anderell Fonds mit einem ä/m­
lic!len Fondszweck oder einem der Fondswidmullg möglichst nahekom­
menden gemeinnützigen oder mildtätigen Zweck. Bei unveränderter 
Satzung wäre es nur schwer möglich gewesen, eine Einrichtung zujill­
den, die diesen Ansprüchen gerecht geworden wäre. Die nunmehr "or­
liegenden Zwecke würden es wesentlich erleichte"" im Zuge der Auf­
lösullg einen Fonds mit vergleichbarem Zweck zu jinden. 

Die Anregung, Satzungsänderungen im .. Amtsblatt zur Wiener Zeitung" 
zeitnahe zur Genehmigung IJOrzunehmen, werde aufgenommen. 

9.4 Der RH erwiderte, dass eine Änderung der Fondssatzung hinsichtlich 
des Fondszwecks nicht erforderlich war, da er seine Aufgaben im Sinne 
der bisherigen Fondssatzung weiterhin erfüllen hätte können, bspw. 
durch Spenden für die Sanierung von Ringstraßenbauten wie z.B. des 
Parlamentsgebäudes. 

Hinsichtlich der Stellungnahme des BMI, wonach ursprünglich der 
Zusammenhalt zwischen dem Zentrum und der Peripherie Wiens 
gestärkt werden sollte und - in  Weiterentwicklung dieses Gedan­
kens - der örtliche Anwendungsbereich über Wien hinaus auf das 
gesamte Bundesgebiet ausgedehnt wurde, erwiderte der RH, dass sich 
das kaiserliche Handschreiben zur Fondsgründung auf die Residenz­
und Reichshauptstadt bezog und nicht auF die damaligen Kronlän­
der. Im Übrigen war der Wiener Stadterweiterungsfonds vom Fonds­
gründer als Baufonds und nicht als SozialFonds eingerichtet worden. 

Bezüglich der beabsichtigten Fondsauflösung hielt der RH fest, dass die 
Bestimmungen zur Fondsauflösung erst im Zuge der Satzungsänderung 
2006 in die Satzung auFgenommen wurden - ein konkretisierender 
Wille des Fondsgründers hinsichtlich des Ablaufs der Fondsauflösung 
war daher auszuschließen. Gemäß Bundes-Stiftungs- und Fondsge-
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setz war das Fondsvermögen für den Fall der Fondsauflösung den phy­
sischen oder juristischen Personen - mit deren Zustimmung -, denen 
nach der Fondssatzung im Fall der Auflösung des Fonds das Vermögen 
zufiel, zu übertragen, oder falls dies nicht möglich war, einem anderen 
Fonds mit einem ähnlichen Fondszweck. War auch das nicht möglich, 
so war das Fondsvermögen einem der Fondswidmung möglichst nahe­
kommenden oder mildtätigen Zweck zuzuführen. Die Fondssatzung war 
somit hinsichtlich der Vermögensübertragung wesentlich einschränken­
der als das Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz. Eine Anpassung der 
Satzung an das Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz hinsichtlich des 
Ablaufs der Fondsauflösung hätte somit den Kreis der potenziellen Ver­
mögensempfanger ebenfalls wesentlich erweitert und wäre nicht dem 
erklärten Willen des Fondsgründers entgegengestanden. 

10.1 Aufgabe der Fondsbehörde war die Sicherstellung der ordnungsge­
mäßen Verwaltung und Verwendung des Fondsvermögens sowie die 
Einhaltung des Fondszwecks. Die Veranlagung des Fondsvermögens 
war der Fondsbehörde anzuzeigen. Veräußerungen oder Belastungen 
unbeweglichen Fondsvermögens bedurften für deren Rechtsgültigkeit 
der Genehmigung der Behörde. 16  

Im überprüften Zeitraum fanden drei Veräußerungen von unbeweg­
lichem Fondsvermögen statt. Es handelte sich um die Wiener 

- Liegenschaft 1010 Wien, Postgasse 1 -3, Wohnung Top 1 7  (Post­
gasse), 

- Liegenschaft 1010 Wien, Mölker Bastei vor Nr. 8- 14  (Mölker Bastei) 
und 

- Liegenschaft 1030 Wien, Am Heumarkt 4/Johannesgasse 28A/ 
Lothringerstraße 22 (Am Heumarkt). 

Für die ersten beiden Veräußerungen waren keine Genehmigungen 
durch die Fondsbehörde dokumentiert. Der Kaufvertrag für die liegen­
schaft Am Heumarkt war mit 4. Juni 2008 datiert. Eine Anzeige der 
Veräußerung an die Fondsbehörde durch den Geschäftsführer erfolgte 
am 7.  August 2008, nachdem der vom Stadterweiterungsfonds mit der 
rechtlichen Abwicklung betraute Rechtsanwalt auf die Genehmigungs­
pflicht hingewiesen hatte. Die Genehmigung durch die Fondsbehörde 
erfolgte am 8. August 2008. 

1 6  §§ 3 t, 32 und 39 Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 
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10.2 Der RH kritisierte, dass für zwei Liegenschaftsveräußerungen des Stadt­
erweiterungsfonds keine gesetzlich vorgesehenen Genehmigungen 
der Fondsbehörde dokumentiert waren und für eine Veräußerung die 
Genehmigung erst rd. zwei Monate nach Abschluss des Kaufvertrags 
beantragt wurde. Er wies das BMI darauf hin, dass die gesetzlichen 
Bestimmungen über die Genehmigung von Liegenschaftsveräuße­
rungen einzuhalten sind. 

10.3 Laut Stellungnahme des BMI gebe esJür die Genehmigung der Liegen­
schafts/ieräußerung keinen gesetzlichen Rahmen, innerhalb dessen eine 
solche Genehmigung zu erfolgen habe. Von Gesetzes wegen gelte aber, 
dass ein solches Rechtsgeschäft zu seiner Wirksamkeit der Genehmi­
gung durch die Fondsbehörde bedüife. Der Antrag auf Genehmigung 
eines Rechtsgeschäfts erst zwei Monate nach Abschluss des Kaufiler­
trags sei grundsätzlich - abgesehen /ion allfälligen Ansprüchen des 
Geschäftspartners - nicht schädlich. 

10.4 Der RH verwies auf die vom BMI selbst angeführten allfälligen Ansprü­
che eines Geschäftspartners, die für den Fonds einen Schaden verur­
sachen könnten. Dies wäre zu vermeiden. 

11.1 Die wesentlichen Vermögenswerte bildeten im überprüften Zeitraum 
Liegenschaften und Guthaben bei Kreditinstituten, weiters verfügte der 
Stadterweiterungsfonds über Kunstgegenstände und Servitute. Während 
der Liegenschaftsbestand und das Guthaben bei Kreditinstituten infolge 
von Liegenschaftstransaktionen erheblichen Schwankungen unterlagen 
(Buchwert Liegenschaften zwischen 0 und rd. 2 1 1 .  IOD EUR, Guthaben 
bei Kreditinstituten zwischen rd. 98.700 EUR und rd. 2,48 Mio. EUR), 
b lieben Kunstgegenstände und Servitute unverändert im Bestand des 
Stadterweiterungsfonds (siehe TZ 1 2). 

Die nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über die Entwicklung 
der wesentlichen Bilanz- und Vermögenswerte des Stadterweiterungs­
fonds zwischen 2005 und 20J I. 
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Tabelle 1: Bilanzwerte 2005 bis 201 1 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 Änderung 
2005 bis 2011 

in 1.000 EURI in % 

SUMME AlCTIVA 1 ••• 

Anlagevermögen 

Servitute2 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Gebäude 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
unbebaute 170,1 170,1 170,1 0,0 200,0 201,0 211,1 24,1 Grundstücke 

Sammlungs- 1,9 1,9 1,9 1,9 1,9 1,9 1,9 gegenstände 

Umlaufvermögen 

Sonstige 0,0 18,1 24,8 14,0 0,0 0,0 0,0 Forderungen 

Guthaben 243,3 162,4 98,7 2.480,2 1.889,5 330,7 283,7 16,6 Kreditinstitute 

SUMME PASSIVA I'" 

Eigenkapital 

Fondsvermögen 215,7 415,3 307,9 287,9 479,1 479,4 526,6 144,1 

Bilanzverlust/ 199,5 - 107,4 - 20,0 191,2 0,3 47,2 - 31,9 - 116,0 -gewinn 
Rückstellungen 0,0 1,0 1,0 2.002,0 1.602,0 2,0 2,0 

Verbindlichkeiten 0,0 43,6 6,6 15,0 10,0 5,0 0,0 
1 Stand jeweils zum 31. Dezember 
, Servitute waren in der Bilanz des Stadterweiterungsfonds mit rd. 3 EUR angesetzt. 
Anmerkung: Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: Stadterweiterungsfonds. RH 

32 

Der Stadterweiterungsfonds verkaufte aus dem Liegenschaftsbestand 
(Gebäude und unbebaute Grundstücke) im Jahr 2005 die Liegenschaft 
Postgasse und im Jahr 2008 die Liegenschaften Mölker Bastei und Am 
Heumarkt (siehe TZ 1 6). Aus den Grundstücksverkäufen der Jahre 2005 
und 2008 realisierte der Stadterweiterungsfonds nach Abzug der Buch­
werte stille Reserven in der Höhe von rd. 4,27 Mio. EUR. 
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Tabelle 2: Realisierte stille Reserven 

2005 2008 2008 

in 1.000 EUR 
Postgasse Mölker Bastei Am Heumarkt 

Buchwert! 5,0 0,0 170,1 
Verkaufserlös 225,8 15,0 4.200,0 
stille Reserven 220,8 15,0 4.030,0 

1 zum Verkaufszeitpunkt 
Anmerkung: Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: Stadterweiterungsfonds, RH 

Bund 2013/4 

Neben den VerkauFserlösen verfügte der StadterweiterungsFonds bis 
200B über lauFende Ert räge aus Miet- und Pachtverträgen in der Höhe 
von jährlich rd. 1 4.900 EUR bis rd. 28.500 EUR. Nach VerkauF der 
Liegenschaft Am Heumarkt konnten keine nennenswerten laufenden 
Erträge mehr verbucht werden. 

Als AuFwendungen waren zwischen 2005 und 201 1  im Wesentlichen 
Spenden (siehe TZ 20) (in Summe rd. 3,86 Mio. EUR 17), diverse Beratungs­
leistungen (siehe TZ 14) (in Summe rd. 233.200 EUR), Personalaufwand 
(in Summe rd. 64.600 EUR) sowie die gewöhnliche GeschäFtstätigkeit 
der Verwaltung der Liegenschaften - im Wesentlichen Reparatur- und 
Instandhaltungsaufwendungen (in Summe rd. 47.900 EUR) - Festzu­
stellen. 

Die Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung des Stadterwei­
terungsFonds zwischen 2005 und 201 1 ist in nachstehender Tabel1e 
angeführt. 

! 7  Spenden laut Jahresabschlüssen 2005 bis 2011 inkl. Bezug nehmcnder ROcksteI lungen ; 
die ausbezahlten Spenden belieren sich VOtl 2005 bis 2012 aur n!. 3.81 Mio. EUR. 
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Tabelle 3 :  Gewinn- und Verlustrechnung 2005 bis 201 1  

2005 2006 2007 2008 2009 

in 1.000 EUR' 

BILANZVERLUST/ 
199,5 - 107,4 - 20,0 191,2 0,3 

-GEWINN 

SUMME ERTRÄGE 242,9 24,9 30,1 4.099,9 18,5 

Pachtzins 2M 22,4 28,5 14,9 0,5 

Erlös aus Anlagen-
veräußerung (Buch- 220,8 0,0 0,0 4.044,9 0,0 
wert bereits saldiert) 

Zinserträge 1,4 2.5 1.6 40,0 4,6 
Bankguthaben 

Auflösung 0.0 0,0 0,0 0,0 13,4 
RUcksteIlung 

SUMME 
43,4 132,2 50,2 3.908,6 18,2 AUFWENDUNGEN 

Spenden 10,0 0,0 7,5 3.819,2 0,0 

Berateraufwand 17,0 118,1 18,6 64,2 1.7 

VergUtung Personal- 0,0 0.8 0,8 0,0 0,0 
und Sachkosten BMI 

VergUtung Personal-
und Sachkosten bzw. 
Administrationsauf- 0,0 8,0 5,0 15,0 10,0 
wand Österreichiseher 
Integrationsfonds 

Remunerationen 
Österreichischer 1,0 1,0 1,0 1,0 6,0 
Integrationsfonds 

Sonstige 15,5 4,3 17,3 9,3 0,5 
Aufwendungen 

Stand jeweils zum 31. Dezember 

2010 2011 
Änderung 

2005 bis 2011 

in Ofo 

47,2 - 31,9 - 116,0 

54,6 0,4 - 99,8 

0.4 0,0 - 100,0 

0,0 0,0 - 100,0 

0,8 0,4 - 72,1 

53,5 0,0 

7,4 32,3 - 25,7 

0,0 20,0 100,0 

1,6 12,0 - 2B,9 

0.0 0,0 

5,0 0,0 

0,0 0,0 - 100,0 

0,8 0,2 - 98,5 

Anmerkung: Rundungsdifferenzen möglich 

QueUen: Stadterweiterungsfonds. RH 

34 

11.2 Der RH zeigte auf, dass der Stadterweiterungsfonds bis Ende 201 1  bereits 
einen Hauptanteil seines Anlagevermögens veräußert hatte und nur 
mehr eine unbebaute Liegenschaft sowie Kunstgegenstände in seinem 
Anlagevermögen hielt. Unter Berücksichtigung des noch vorhandenen 
Guthabens bei Kreditinstituten und der Servitute waren die Aktiva 
insgesamt als vom Umfang her überschaubar zu bezeichnen. Weiters 
verfügte der Stadterweiterungsfonds nach Verkauf der Liegenschaft 
Am Heumarkt über keine nennenswerten laufenden Erträge. Im über-
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Bund 2013/4 

Wiener Stadterweiterungsfonds 

prüften Zeitraum spendete der Fonds rd. 3,86 Mio. EUR (siehe TZ 20 
und TZ 2 1 ), die Beratungsleistungen beliefen sich auf rd. 233.200 EUR 
(siehe TZ 1 4). 

12.1 ( I )  Der Stadterweiterungsfonds verfügte über Kunstgegenstände, die mit 
dem Gesamtwert von rd. 1 .900 EUR, und Servitute, die mit rd. 3 EUR in 
der Bilanz geführt waren. Wesentliche Bestandsveränderungen waren 
zwischen 2005 und 201 1 nicht zu verzeichnen. 

(2) Im Jahr 2006 beauftragte der Stadterweiterungsfonds um 
rd. 30.100 EUR einen Berater zur Durchführung einer Archivrecher­
che. Die Recherchen umfassten Servitute l8  und Kunstgegenstände, die 
sich zum Teil im Depot der Burghauptmannschaft, im Bundesmobili­
endepot l9 und im Bayerischen Nationalmuseum befanden. Der Gutach­
ter führte selbst keine monetäre Bewertung der Servitute oder Kunst­
gegenstände durch. Betreffend die Kunstgegenstände im Bayerischen 
Nationalmuseum verwies er jedoch auf zwei bestehende Schätzungen. 
Eine im Auftrag des BMI erstellte Schätzung aus dem Jahr 1962 ergab 
einen Schätzwert von rd. 1 .900 EUR2o. Eine weitere Schätzung des 
Bayerischen Nationalmuseums aus dem Jahr 1 987 bewertete die Kunst­
gegenstände mit rd. 97.000 EUR. Weiters verwies der Gutachter auf 
eine Anregung des RH21 aus dem Jahr 1995, die Eigentümerverhält­
nisse rasch zu prüfen und zu erfassen sowie den Schätzwert der Objekte 
festzustellen, da es sich um potenziell verwertbare beträchtliche Ver­
mögenswerte handle. 

(3) Der Gutachter empfahl den tatsächlichen Wert der Kunstgegen­
stände festzustellen sowie die teilweise strittige EigentümersteIlung des 
Stadterweiterungsfonds22 zu klären. Betreffend die Servitute empfahl 
der Gutachter, eine Ablöse dieser dinglichen Rechte in Betracht zu zie­
hen, und vertrat den Standpunkt, dass eine Geldablöse in einigen Fäl­
len sicher zu erreichen wäre. Gemäß Schreiben vom 26. Jänner 2007 
bot das Bayerische Nationalmuseum dem Stadterweiterungsfonds an, 
die vier dort befmdlichen Kunstgegenstände2J an den Stadterweite­
rungsfonds überstellen zu lassen. Bis zur Gebarungsüberprüfung war 
dies allerdings nicht erfolgt. Der Stadterweiterungsfonds hatte auch 

1 8  Z.B. Vcrpnichtung eine Grun<tnächc auf immerwährende Zeilen als öffentliche Gancnan­

lage zu belassen, ein Gebäude nur als Wohnhaus zu verwenden und Arkaden in der fest­

geselzten Breite rur den ölTentlichen Verkehr freizuhalten 

19 Es handelte sich dabei um vier Makart Bildl'T. 

20 Dies enLsprach dem ßu('hwcn in der Bilanz. 

2 1 Schriftverkehr zum Jahresabschluss 1993 
22 bspw. betreffend die vier Gemälde von Hans Makan 

2) DoppcJgcsichtigc Madonna, Gemälde Kreuzweg. Gemälde Mariahilf, Gemälde HI. Nikolaus 
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keine weiteren konkreten Schritte gesetzt, um den tatsächlichen Wert 
der Kunstgegenstände festzustellen. 

(4) Zu den Servituten beauftragte der Stadterweiterungsfonds im 
Jahr 201 1  eine weitere Studie, die im Wesentlichen eine Aufstellung 
der dinglichen Rechte enthielt, allerdings keine monetäre Bewertung 
durchführte. Die Kosten dafür betrugen rd. 10.600 EUR. 

(5) In seiner Sitzung vom 26. Jänner 201 2  beschloss das Kuratorium 
die Kontaktaufnahme mit der Bundesimmobiliengesellschaft hinsicht­
lich der Übertragung der Servitute und der noch im Besitz des Stadter­
weiterungsfonds befIndlichen unbebauten Grundstücke. Weiters sollte 
das Kunsthistorische Museum mit dem Ziel einer Übertragung sämt­
licher Kunstwerke kontaktiert werden (siehe TZ 3). 

12.2 Der RH k.ritisierte, dass trotz eines Gesamtaufwands von rd. 40.700 EUR 
für Studien keine aktuelle Bewertung der Kunstgegenstände und der 
Servitute vorlag. Eine Anregung des RH hinsichtlich der Feststellung 
des Werts der Kunstgegenstände aus dem Jahr 1995 wurde nicht umge­
setzt. 

13.1 Der Stadterweiterungsfonds verfügte über kein eigenes Personal. Das 
erforderliche Personal wurde gegen Ersatz des Verwaltungsaufwands 
vom Österreichischen Integrationsfonds zur Verfügung gestellt. Die 
Tätigkeit des Geschäftsführers (der hauptberuflich Geschäftsführer des 
Österreichischen Integrationsfonds war) und des Kuratoriums erfolgte 
gemäß Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz ehrenamtlich. 

Für die bereitgestellten Ressourcen des Österreichischen Integrati­
onsfonds bezahlte der Stadterweiterungsfonds einerseits einen Ver­
waltungsaufwand, andererseits vergab auch das Kuratorium Remun­
erationen an die mit Aufgaben des Stadterweiterungsfonds befassten 
Mitarbeiter des Österreichischen Integrationsfonds. Die Abrechnung 
des Personalaufwands erfolgte nach Stundensätzen. Für das Jahr 201 1  
wurde kein Personalaufwand verbucht. Der Personal- und Sachauf­
wand über die Jahre 2005 bis 201 1 schwankte zwischen 0 EUR im 
Jahr 201 1 und jeweils 1 6.000 EUR in den Jahren 200824 und 2009. 

Die nachstehende Tabelle zeigt den Personal- und Sachaufwand der 
Jahre 2005 bis 201 1 .  

24 1m Jahr 2008 hanen die Verkäufe der Liegenschaften MölkeT Bastei und Am Heumarkt 
stattgefunden, im Jahr 2009 der Ankauf der Liegenschaft Eberau im Burgenland. Wei­
ters war in den Jahren 2008 bis 2010 die höchste Frequenz an Spendentätigkcit zu ver­
zeichnen. 
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Tabelle 4: Personal- und Sachaufwand 2005 bis 201 1  

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 

in 1.000 EUR' 

Gesamtaufwand 1,0 9,8 6,8 16,0 16,0 5,0 0,0 

davon 

Vergütung Personal- und 0,0 8,82 5,83 15,0 10,0 5, 0 0,0 Sachaujwand 

Remunerationen 1,0 1,0 1,0 1,0 6,0 0,0 0,0 
I Stand jeweils zum 31. Dezember 
2 In der Gewinn- und Verlustrechnung als Beraterkosten verbucht. Sachlich den Personalkosten zuzuordnen. 

Davon jeweils rd. 800 EUR in den Jahren 2006 und 2007 für Tätigkeiten des BMI für das Jahr 2005. 
Anmerkung: Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: 5tadterweiterungsfond. RH 

Beratungsleistungen 

Im Jahr 2006 war der Personalaufwand des Österreichischen Inte­
grationsfonds einmalig mit 8.000 EUR als Beratungsaufwand in der 
Gewinn- und Verlustrechnung verbucht worden. 

13.2 Der RH stellte fest, dass der Personal- und Sachaufwand des Stadter­
weiterungsfonds zwischen 2005 und 201 1  stark schwankte. Die ange­
setzten Stundensätze erschienen auf Basis der eingesehenen Unterlagen 
plausibel. Der RH kritisierte, dass im Jahr 2006 der Personalaufwand 
als Beratungsaufwand verbucht wurde. Er empfahl dem Stadterweite­
rungsfonds, in Hinkunft die Personalaufwendungen in der Gewinn­
und Verlustrechnung sachlich richtig zu verbuchen. 

14.1 Die Beratungsleistungen beliefen sich zwischen 2005 bis 201 1  auF 
rd. 233.200 EUR. 

Nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über die jährliche Vertei­
lung der Beratungsleistungen. 
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Tabelle 5: Beratungsleistungen 2005 bis 2011  

Summe Aufwendungen 

davon 

Beratungsaujwand 

2005 

43,4 

17,0 

39,0 

2006 

132,2 

11B,JZ 

89,3 

2007 2008 

in 1.000 EUR' 

50,2 3.908,6 

18,6 64,2 

in Ofo 

37,0 1,6 

2009 2010 2011 

18,2 7,4 32,3 

1,7 1,6 12,0 

9,2 22,0 37,3 

1 Stand jeweils zum 31. Dezember 
2 In der Gewinn- und Verlustrechnung waren 8.000 EUR Beratungsaufwand an den Österreichischen Integrationsfonds 

enthalten. Da dieser jedoch sachlich den Personalkosten zuzuordnen war, wurde er in dieser Darstellung abgezogen. 
Anmerkung: Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: Stadterweiterungsfonds, RH 

Rechnungswesen 

38 

Den höchsten Anteil am Beratungsaufwand verursachte der Ver­
kauf der Liegenschaft Am Heumarkt25 mit rd. 1 1 6.000 EUR (TZ 1 9). 
Für den Verkauf der Liegenschaft Mölker Bastei (TZ 18), der einen 
Erlös von 1 5.000 EUR einbrachte, wandte der Stadterweiterungsfonds 
mit rd. 41 .000 EUR das knapp 2,7-Fache des Erlöses auf. Für Bera­
tungsleistungen betreffend Kunstgegenstände und Servitute, die bis 
201 1 keinen Ertrag einbrachten, wandte der Stadterweiterungsfonds 
rd. 40.700 EUR auf (siehe TZ 1 2). 

14.2 Der RH kritisierte, dass sich der Aufwand für Beratungsleistungen beim 
Verkauf der Liegenschaft Mölker Bastei auf das 2,7-Fache des Ver­
kaufserlöses bel ief. Er empfahl dem Stadterweiterungsfonds, verstärkt 
eine Abwägung des Aufwands in Bezug zum potenziellen Ertrag bzw. 
Nutzen vor der Vergabe von Beratungsaufträgen durchzuführen. 

15.1 Die Geschäftsführung des Stadterweiterungsfonds war gemäß Satzung 
verpflichtet, Aufträge aller Art, die den Betrag von 1 .000 EUR überstie­
gen, dem Kuratorium zur Genehmigung vorzulegen sowie die Belastung 
und Veräußerung von Fondsvermögen inkl. Kredite vom Kuratorium 
genehmigen zu lassen. Entsprechend den eingesehenen Unterlagen 
kam sie dieser Verpflichtung nach. 

Das Rechnungswesen des Stadterweiterungsfonds war ausgelagert. Im 
Jahr 2005 war die Buchhaltungsagentur des Bundes mit der laufenden 
Buchführung und der Erstellung des Jahresabschlusses betraut. Ab 

25 Verkaufserlös: 4,20 Mio. EUR 
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dem Jahr 2006 beauftragte der Stadterweiterungsfonds eine Steuer­
beratungskanzlei mit diesen Leistungen. 

Dem Jahresabschluss 2005 lag ein detailliertes Anlagenverzeichnis 
unter Auflistung der Liegenschaften, Kunstgegenstände und Servitute 
bei. Ab dem Jahresabschluss 2006 war den Jahresabschlüssen kein 
detailliertes Anlagenverzeichnis beigefügt, sondern nur in der Buch­
haltung verfügbar. 

15.2 Der RH empfahl dem Stadterweiterungsfonds, den Jahresabschlüssen 
im Sinne einer transparenteren Darstellung der Vermögenswerte ein 
detailliertes Anlagenverzeichnis - wie dies bei den durch die Buchhal­
tungsagentur des Bundes erstellten Jahresabschlüssen der Fall war -
beizufügen. 

Liegenschaftstransaktionen 

Überblick 16.1 Zu Beginn des überprüf1en Zeitraums verfügte der Stadterweiterungs­
fonds über die folgend angeführten drei Liegenschaften bzw. Liegen­
schaftsanteile (siehe Abbildung I ) :  

- Liegenschaft 1010 Wien, Postgasse 1 - 3 ,  Wohnung Top 1 7  (Post­
gasse), 

- Liegenschaft 1010 Wien, Mölker Bastei vor Nr. 8- 1 4  (Mölker Bastei) 
und 

- Liegenschaft 1030 Wien, Am Heumarkt 4/Johannesgasse 28A/ 
Lothringerstraße 22 (Am Heumarkt). 
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Abbildung 1 :  Lageplan veräußerte Liegenschaften 

Quelle: c OpenStreetMap Mitwirkende 

Die genannten Liegenschaften bzw. Liegenschaftsanteile wurden zwi­
schen 2005 und 2008 verkauft. Damit waren die letzten im Eigentum 
des Stadterweiterungsfonds stehenden Liegenschaften vor der vom 
Kuratorium angestrebten Fondsauflösung (siehe TZ 3) veräußert. Im 
Jahr 2009 erwarb der Stadterweiterungsfonds über einen Treuhänder 
in der Gemeinde Eberau im Burgenland eine Liegenschaft zur Errich­
tung einer neuen, zusätzlichen Erstaufnahmestelle (Asylzentrum) im 
Süden Österreichs (siehe Bericht des RH betreffend Vergabepraxis im 
SMI mit Schwerpunkt Digitalfunk, Reihe Bund 201 3/2, TZ 3 1 ). In der 
Kuratoriumssitzung vom 26. Jänner 201 2 wurde die Kontaktaufnahme 
mit der Bundesimmobiliengesellschaft hinsichtlich der Übertragung der 
noch im Eigentum des Stadterweiterungsfonds stehenden unbebauten 
Grundstücke (siehe auch TZ 3) beschlossen. 

16.2 Nach Ansicht des RH verzögerte der Ankauf der Liegenschaft in Ebe­
rau den Prozess der angestrebten Fondsauflösung. 
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Liege nsch a fts verka u f 
Postgasse 

Bund 2013/4 

17.1 ( I )  Top 1 7  war die letzte Wohnung auf der Liegenschaft Postgasse 1 -3 ,  
d ie  noch im Eigentum des Stadterweiterungsfonds stand. Die Nutzflä­
che der - sich in einem abgewohnten Zustand befindlichen - Woh­
nung betrug 82,6 m2. 

(2) Am 30. Dezember 2004 wandte sich der Stadterweiterungsfonds 
mit dem Ersuchen um Aktualisierung eines aus dem Jahr 1997 vorlie­
genden Gutachtens des BMF über den Mindestverkaufspreis der Woh­
nung an die Finanzprokuratur. 

(3) Die Finanzprokuratur verwies in ihrem Antwortschreiben vor­
erst auf das o.a. Gutachten, das einen Mindestverkaufspreis von 
rd. 1 74. 100 EUR26 ermittelt hatte. In diesem Gutachten wurde ange­
führt, dass aufgrund der großen Nachfrage ein darüber liegender Preis 
zu erwarten sei. Die Finanzprokuratur empfahl eine Bewertung der 
Wohnung nach der derzeitigen Marktlage unter Berücksichtigung 
der zu erwartenden Sanierungskosten durch einen Immobilienmak­
ler. Dabei sollte einerseits eine Schätzung der Wohnung im dama­
ligen Zustand und andererseits unter der Annahme einer Renovie­
rung beauftragt werden. 

(4) Die empfohlene Bewertung durch einen Immobilienmak.ler wurde 
nicht beauftragt. Laut Auskunft des Stadterweiterungsfonds sei der Hin­
weis auf das Gutachten des BMF aus dem Jahr 1997 als ausreichend 
empfunden worden. Es habe insbesondere keine Absicht gegeben, die 
Wohnung zu renovieren und danach zu veräußern. Der Stadterweite­
rungsfonds hätte auch aller Voraussicht nach nicht über die notwen­
digen Mittel für eine umfassende Sanierung verfügt.27 

(5) Die Veröffentlichung der Verkaufsabsicht erfolgte laut Auskunft des 
Stadterweiterungsfonds durch einen Aushang im  Haus Postgasse 1 -3  
und in  Nachbarhäusern sowie durch Direktansprache von Nachbarn 
und Anrainern. Eine Publizierung der Verk.aufsabsicht in der österrei­
chischen Presse oder im Internet wurde nicht durchgeführt. 

(6) Am 28. Juni 2005 verkaufte der Stadterweiterungsfonds die Woh­
nung nach Verhandlungen an einen Wohnungseigentümer des Hauses 
Post gasse 1 -3 zu einem Preis von 225.000 EUR. Die für Liegenschafts­
veräußerungen gesetzlich vorgesehene Genehmigung der Fondsbe­
hörde war nicht dokumentiert (siehe TZ 10). 

26 Im Falle von Beträgen, die noch in ATS ermittelt wurden, sind diese berl'its in Euro 
umgerechnet. 

27 Ocr Stndlcrwcilcrungsronds verfügte zum 3 1 .  Dezember 2004 über Guthaben bei Krc­
(litinstitutcn in der Höhe von rd. 46.700 EUR. 
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17.2 Der RH kritisierte, dass der Verkauf der Wohnung Top 1 7  auf der 
Liegenschaft Postgasse 1 -3 ohne breite Interessentensuche und ohne 
aktuelles Bewertungsgutachten erfolgte. Er empfahl dem Stadterwei­
terungsfonds, bei Liegenschaftsverkäufen eine möglichst breite Inte­
ressentensuche im Sinne der Mitteilung der Europäischen Kommission 
betreffend Elemente staatlicher Beihilfe bei Verkäufen von Bauten oder 
Grundstücken durch die öffentliche Hand bei Durchführung eines Ver­
kaufs durch ein bedingungsfreies Bietverfahren durchzuführen. 

18.1 ( I )  Die Liegenschaft Mölker Bastei bestand aus den Grundstücken 
Nr. 1 520/8 mit einer Fläche von 576 m2 und Nr. 1 58 1  mit einer Flä­
che von 456 m2 im I .  Wiener Gemeindebezirk. Im Flächenwidmungs­
und Bebauungsplan war das Grundstück Nr. 1 520/8 als Grünland/ 
Parkschutzgebiet, das Grundstück Nr. 1 58 1  als Verkehrsfläche ausge­
wiesen. Die Liegenschaft befand sich in der Schutzzone28 des I .  Wiener 
Gemeindebezirks, war somit auch Teil des Weltkulturerbes des histo­
rischen Stadtzentrums von Wien und stand unter Denkmalschutz. In 
der Natur handelte es sich um eine exponiert liegende, steil abfallende 
und bestockte Grünfläche, auf bzw. in der sich Teile der alten Stadt­
mauer Wiens befanden, und um eine daran anschließende Verkehrs­
fläche, die laufend Erhaltungs- sowie Sanierungskosten verursachten. 

(2) Bereits in den 1980er Jahren hatte der Stadterweiterungsfonds den 
Verkauf der Liegenschaft an die Stadt Wien in Erwägung gezogen. Das 
BMF hatte daraufhin im Jahr 1 987 einen Schätzwert für die liegen­
schaft in der Höhe von rd. 1 ,07 Mio. EUR ermittelt. Die Stadt Wien 
lehnte damals die Übernahme der Grundstücke zu diesem Preis ab. 

(3) Am 1 1 .  September 2002 ersuchte die Finanzprokuratur das BMF 
namens des Stadterweiterungsfonds um eine Neubewertung der Flä­
chen. Entsprechend dem Schreiben der Finanzprokuratur wäre unbe­
stritten, dass die Liegenschaft weder am Markt einen Preis erzielen, 
noch gewerblich sinnvoll genutzt werden könnte. In Anbetracht des 
Umstands, dass ein Verkauf nur an die Stadt Wien in Frage käme, sei 
auch die Schätzung aus dem Jahr 1 987 nicht angemessen. 

(4) Das BMF verwies in seiner Bezug nehmenden Stellungnahme vom 
28. Jänner 2003 auf die Möglichkeit, den für Verkehrszwecke die­
nenden Flächenteil durch Schenkung der Stadt Wien zu übereignen, 
sofern dadurch Kosten oder eine unvertretbare Verwaltungstätigkeit 

28 Srhutzzonen gemäß § 7 Abs. 1 der Bauordnung für Wien. LOB\. Nr. 1930/ 1 1  Ld.g.F., 
wurden mit dem Ziel festgelegt, charakteristische Ensembles vor Abbruch oder Übcr­
formung zu schützen. 
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des Bundes vermieden werden könnten. Den Verkehrswert der Grün­
fläche beziFferte das BMF mit 260.000 EUR. 

(5) In weiterer Folge ermittelte ein Planungsbüro im Auftrag der Stadt 
Wien im August 2005 die Kosten für die San ierung und Instandhal­
tung für die nächsten 65 Jahre mit 706. 100 EUR. Der Planer empfahl, 
in Anbetracht der zu erwartenden Sanierungs- und Instandhaltungs­
kosten von einem entgeltlichen Erwerb der Liegenschaft Abstand zu 
nehmen. Eine unentgeltliche Übernahme durch die Stadt Wien könnte 
mit dem Argument der Umwegrentabilität als touristische Attraktion 
gerechtfertigt werden. 

(6) Daraufhin beauftragte der Stadterweiterungsfonds (siehe TZ 1 4) im 
Oktober 2005 ein anderes Planungsbüro mit der Ermittlung des Ver­
kehrswerts der Liegenschaft sowie mit der Planung alternativer Nut­
zungsmöglichkeiten auf Basis der örtlichen und recht l ichen Gegeben­
heiten. Das Planungsbüro schlug als Varianten die Errichtung eines 
unterirdischen Ausstellungsraums und die Nutzung als private Gär­
ten für die angrenzenden Gebäude vor. Den Verkehrswert der liegen­
schaft ermittelte es nach dem Sachwertverfahren mit 670.000 EUR. 
Denkbar wären auch temporäre Gastronomie- und Freizeiteinrich­
rungen gewesen. 

(7) Ein weiteres, von der Stadt Wien mit dem Ziel einer Überprüfung 
der oben angeführten Bewertung und der Ausarbeitung eines Gegen­
preisvorschlags beauftragtes Gutachten vom 1 7. Juli 2006 bezeichnete 
das Sachwertverfahren als Methode der Wertermittlung für die gegen­
ständliche Liegenschaft als ungeeignet. Als richtige Methode wäre 
ausschließlich das Ertragswertverfahren anzusehen. Da entsprechend 
dem Gutachten der Liegenschaft kein wie immer gearteter nachhal­
tiger Ertrag zugeschrieben werden könne, wurde der Verkehrswert der 
Liegenschaft mit 0 EUR ermittelt. 

(8) Im Juli 2006 bot der Stadterweiterungsfonds die Liegenschaft Anrai­
nern zum Kauf an. Am 4. August 2006 wurde der beabsichtigte Verkauf 
unter Angabe eines Mindestpreises von 1 ,00 Mio. EUR in der Interna­
tional Herald Tribune inseriert. Eine Publizierung der Verkaufsabsicht 
in der österreichischen Presse oder im Internet unterblieb. Gemäß Aus­
kunft des Stadterweiterungsfonds beharrte die Stadt Wien weiterhin 
auf einem Kaufpreis von 0 EUR. 

(9) Am 3 1 .  Juli 2008 verkaufte der Stadterweiterungsfonds die liegen­
schaft zu einem Preis von 1 5.000 EUR an eine Gesellschaft. Auch für 
diese Liegenschaftsveräußerung war die gesetzlich vorgesehene Geneh­
migung der Fondsbehörde nicht dokumentiert (siehe TZ 10). 
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18.2 Der RH stellte fest, dass die jahrelangen Bestrebungen des Stadterwei­
terungsfonds zur Veräußerung der Liegenschaft Mölker Bastei an die 
Stadt Wien an unterschiedlichen Preisvorstel lungen scheiterten. In 
Anbetracht des historischen Werts der Liegenschaft hätte der Stadter­
weiterungsfonds trotzdem der Stadt Wien ein Vorkaufsrecht zum letzt­
lichen Verkaufspreis einräumen sollen. Im Übrigen verwies der RH auf 
seine Empfehlung in TZ 1 7, wonach bei Liegenschaftsverkäufen eine 
möglichst breite Interessentensuche durchgeführt werden sollte. 

19.1 ( I )  Die Liegenschaft Am Heumarkt bestand aus den Grundstücken 
Nr. 993/8 mit einer Fläche von 9.482 m2 und Nr. 993/ 1 5  mit einer Flä­
che von 245 m2 im 3. Wiener Gemeindebezirk. Im Südosten grenzte 
der Heumarkt, im Nordosten ein Hotel, im Nordwesten die Lothrin­
gerstraße und im Südwesten das Wiener Konzerthaus an die Liegen­
schaft an. 

Das Grundstück Nr. 993/ 1 5  war im Flächenwidmungs- und Bebau­
ungsplan als öffentlicher Durchgang ausgewiesen. 

Das Grundstück Nr. 993/8 war als Bauland gewidmet, wobei nur für 
die Randstreifen entlang der Lothringerstraße bzw. dem Heumarkt 
bestandsorientierte Bebauungsbestimmungen festgelegt waren (Wohn­
gebiet/Geschäftsviertel Bauklasse I, rnax. 4,5 m Gebäudehöhe bzw. 
Bauklasse 111). Für den rd. 7. 100 rn2 großen Bereich, der gemäß Grund­
buch als Freizeitfläche29 genutzt wurde, waren keine Bebauungsbe­
stimmungen festgesetzt. Somit war dieser Bereich entsprechend dem 
gültigen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan oberirdisch nicht 
bebaubar. Die Liegenschaft war Teil des Weltkulturerbes des histo­
rischen Stadtzentrums von Wien. Für das Grundstück Nr. 993/8 (und 
das benachbarte Hotel) war, weil es sich weder um einen schützens­
werten noch ensemblewirksamen Baubestand handelte, keine Schutz­
zone ausgewiesen. Es war auf unbestimmte Zeit an einen Wiener Eis­
laufverein verpachtet; der Pachtvertrag wird erstmals zum 3 1 .  Dezember 
2058 kündbar sein. 

(2) Bereits in den 1 980er Jahren wurden Verhandlungen zum Ver­
kauf der Liegenschaft Am Heumarkt geführt. Das BMF ermittelte im 
Jahr 1987 auf Basis der damaligen Bebauungsbestimmungen (gemisch­
tes Baugebiet, Bauklasse IV) den Wert der Liegenschaft im unbelasteten 
Zustand mit rd. 1 6,71 Mio. EUR, bei Berücksichtigung des Pachtver­
trags mit dem Eislaufverein mit rd. 3,63 Mio. EUR. 

29 Je nach Jahreszeit war eine rd. 6.000 m2 große Eislauffläche bzw. ein Slrandclub ein­
gerichtet. 

Bund 201 3/4 

III-17 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)48 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
liege n schaftstran sakti 0 nen 

Bund 2013/4 

Wien er Stadterweiterungsfonds 

(3) Im September 2006 beauftragte der Stadterweiterungsfonds ein Pla­
nungsbüro mit der Erstellung einer Machbarkeitsstudie über poten­
zielle Verwertungsmöglichkeiten unter Berücksichtigung einer adä­
quaten Lösung für den Eislaufverein und des Weltkulturerbestatus. 
Das Planungsbüro schlug im Jänner 2007 fünf Projektvarianten mit 
Nutzungen als Wohn-, Sport-, WeUness-, Einkaufs- sowie universi­
täres Forschungs- und Ausbildungszentrum vor. Dabei waren je nach 
Projektvariante Eislaufflächen zwischen 4.470 m2 und 6.000 m2 vor­
gesehen. 

(4) In der Sitzung vom 29. März 2007 beschloss das Kuratorium, zur 
Unterstützung des Verkaufsprozesses der Liegenschaft die Finanzpro­
kuratur zu kontaktieren. Diese verwies in ihrer Stellungnahme vom 
3 1 .  Mai 2007 auf die Rechtssprechung des Europäischen Gerichtshofs, 
wonach ein angemessener Grad an Öffentlichkeit, bspw. durch das 
Internet als Veröffentlichungsmedium, sichergestell t  werden müsse. 
Unter Berufung auf die Mitteilung der Kommission betreffend Ele­
mente staatlicher Beihilfe von Verkäufen von Bauten oder Grund­
stücken durch die öffentliche Hand, erschien es der Finanzprokura­
tur denkmöglich, den Verkauf der Liegenschaft ohne bedingungsfreies 
Bietverfahren auf Basis eines Bewertungsgutachtens zu argumentieren. 

(5) Am 1 3. Juni 2007 beauftragte der Stadterweiterungsfonds eine Lie­
genschaftsbewertungsgesellschaft mit der Bewertung der Liegenschaft. 
In ihrem Gutachten vom Juli 2007 ermittelte sie den Verkehrswert der 
Liegenschaft durch ein Ertragswertverfahren, in das im Wesentlichen 
der erzielbare Pachtzins einging, mit rd. 1 , 5 1  Mio. EUR. Zusätzlich 
erfolgte die Bewertung der Liegenschaft unter der fiktiven Annahme 
einer Bestandsfreiheit und Bebaubarkeit gemäß der durchgeführten 
Machbarkeitsstudie. Auf Basis einer erzielbaren oberirdischen Nutz­
fläche von 22.438 m2 bzw. unterirdischen Nutzfläche von 1 7.765 m2 
wies das Gutachten nach dem Residualwertverfahren einen Verkehrs­
wert in  der Höhe von rd. 40,35 Mio. EUR aus. 

(6) Am 5. September 2007 erging eine schriftliche Einladung zur 
Anbotslegung an sechs Interessenten, die bereits im Vorfeld ihr Inte­
resse an der Liegenschaft bekundet hatten. Entsprechend dem Text der 
Verkaufsausschreibung erfolgte diese auch im Internet. Ein entspre­
chender NachweisJO konnte seitens des Stadterweiterungsfonds nicht 
vorgelegt werden. Als Basis für die Anbotslegung war der Verkaufsaus­
schreibung ein Grundbuchauszug der Liegenschaft beigefügt, weiters 
wurde auf die Möglichkeit verwiesen, in die Machbarkeitsstudie Ein­
sicht zu nehmen. Die Angebotsfrist war mit 28. September 2007 fest-

)0 bspw. durch einen Screenshot 
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gesetzt. Entsprechend der Verkaufsausschreibung sollten die Bestbie­
ter eventuell danach die Möglichkeit zur Nachbesserung erhalten, der 
Verkauf sollte grundsätzlich an den Bieter mit der höchsten gebote­
nen Summe erfolgen. Der Stadterweiterungsfonds behielt sich jedoch 
vor, andere Entscheidungskriterien heranzuziehen bzw. eine weitere 
Ausschreibung zu starten. 

Innerhalb der Angebotsfrist boten fünf Interessenten Kaufpreise zwi­
schen 900.000 EUR und 1 , 10 Mio. EUR, der sechste I nteressent bot auf­
grund der Einsichtnahme in  die Machbarkeitsstudie und einer daraus 
ableitbaren Nutzfläche von rd. 1 8.200 m2 einen unverbindlichen und 
indikativen Kaufpreis von 1 2,00 Mio. EUR. 

(7) Mit Schreiben vom 2 1 .  November 2007 lud der Stadterweiterungs­
fonds die Interessenten zur Legung eines verbindlichen Anbots bis 
1 5. Jänner 2008 mit einer Bindungsfrist bis 3 1 .  März 2008 ein. Die 
Anbote hatten folgende Varianten zu enthalten: 

Variante 1 :  Kaufpreis bei bestehender Sach- und Rechtslage. 

Variante 2 :  ein Anbot mit der Verpflichtung zur Nachbesserung des 
Kaufpreises, sofern die gegenständliche Liegenschaft innerhalb der 
nächsten fünf Jahre ab Kaufvertragsabschluss bestandsfrei wird. 

Variante 3 :  ein weiteres Anbot mit der Verpflichtung zur Nachbesse­
rung, sofern die gegenständliche Liegenschaft darüber hinaus innerhalb 
der nächsten zehn Jahre ab Vertragsänderung eine Widmungsände­
rung dahingehend erfahrt, dass sie zumindest hinsichtlich eines weite­
ren Drittels der Grundfläche auf Wohngebiet oder gemischt genutztes 
Baugebiet umgewidmet wird. 

Für die Varianten 1 und 2 waren Gesamtkaufsummen anzugeben, für 
die Variante 3 der zusätzliche Kaufpreis pro m2 erzielbarer oberir­
discher Nutzfläche. Der Stadterweiterungsfonds behielt sich das Recht 
vor, ohne Angabe von Gründen die Transaktion jederzeit anders zu 
strukturieren, den Zeitablauf und den Verkaufsprozess zu ändern sowie 
die Transaktionjederzeit zu unterbrechen oder vorzeitig abzubrechen. 

Innerhalb der Angebotsfrist gaben vier Interessenten ein Anbot ab. 
Für die Variante 1 wurden bis zu 9,00 Mio. EUR, für die Variante 2 
bis zu 1 3,50 Mio. EUR und für die Variante 3 bis zu 1 5,32 Mio. EUR 
geboten. Weiters gab am 1 4. Februar 2008 eine Stiftung, mit welcher 
ein Wien er Eislaufverein eine Kooperationsvereinbarung geschlossen 
hatte, ein Anbot ab. 
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(8) Am 5. März 2008 empfahl die beauftragte Liegenschaftsbewertungs­
gesellschaft dem Stadterweiterungsfonds aufgrund der Höhe der vor­
liegenden Anbote für die Variante I und aufgrund der Rechtssicher­
heit die Fortführung des Verkaufsprozesses als einstuf,ges Verfahren 
ohne Nachbesserungsverpnichtung. 

(9) Auf Basis eines Entwurfs der Magistratsabteilung 2 1  A Stadtteilpla­
nung und Flächennutzung Innen - West vom 7. März 2008 beschloss 
der Wiener Gemeinderat am 8. Mai 2008 die Verhängung einer Bau­
sperre gemäß § 8 Abs. 2 der Bauordnung für Wien für das Areal zwi­
schen Heumarkt, Johannesgasse, Lothringerstraße und Lisztstraße. 
Gemäß dieser Bestimmung konnte der Gemeinderat über Stadtgebiete, 
für die der Bebauungsplan abgeändert werden sollte, eine zeitlich 
begrenzte Bausperre mit der Wirkung verhängen, dass keine Bekannt­
gabe der Bebauungsbestimmungen stattfand. Grundabteilungen oder 
Neu-, Zu- oder Umbauten waren nur unter folgenden besonderen 
Voraussetzungen zu bewilligen: 

- der bestehende Bebauungsplan musste eingehalten werden, 

- das Vorhaben durfte nicht dazu führen, dass die bei der Verhän­
gung der zeitlich begrenzten Bausperre angestrebten Ziele der Stadt­
planung für die Festsetzung der Flächenwidmungs- und Bebau­
ungspläne nicht mehr erreicht werden konnten. Gemäß § 8 Abs. 5 
der Bauordnung für Wien wurde eine zeitlich begrenzte Bausperre 
mit dem Tag der Kundmachung rechtswirksam und trat, sofern sie 
nicht früher aufgehoben wurde, nach drei Jahren außer Kraft. In 
weiterer Folge wurde der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan 
nicht abgeändert. 

Nach Ablauf der zeitlich befristeten Bausperre (20 1 1 )  war der Flä­
chenwidmungs- und Bebauungsplan wieder in der am I .  März 2002 
beschlossenen Fassung rechtskräftig. 

( 10) Am 1 2. März 2008 forderte der Stadterweiterungsfonds die Bie­
ter auf, bis 20. März 2008 die Bindungswirkung ihrer Anbote bis zum 
30. Juni 2008 zu verlängern. Für den Fall des Vorliegens der Fristver­
längerung wurden die Bieter eingeladen, bei einem Notar bis 1 5. April 
2008 Angebote ohne Nachbesserungsverpnichtung abzugeben. Wei­
ters hatte der Stadterweiterungsfonds die Absicht angeführt, die Best­
bieter kurzfristig einzeln zu einem Abschlussgespräch mit der Mög­
lichkeit zur allfalligen Nachbesserung einzuladen. 
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( 1 1 )  Bis 1 5. April 2008 langte ein Anbot mit einem Kaufpreis von 
4,20 Mio. EUR, ein weiteres Anbot mit 4,00 Mio. EUR und schließlich 
ein drittes Anbot ein, das hinsichtlich der Höhe auf das vorangegan­
gene Anbot vom 1 5 .  Jänner 2008 und die Notwendigkeit zur Festle­
gung von Konsequenzen im Fall der Verhängung eines Bauverbots 
verwies. Dem vorangegangen Schriftverkehr war zu entnehmen, dass 
Bieter u.a. die kurze Frist zur Einholung von Genehmigungen durch 
Aufsichtsgremien, die mediale Berichterstattung und ein allfalliges 
Bauverbot erörterten. 

( 1 2) Am 9. Mai 2008 erfolgten im BMI weiterführende Verhandlungen 
mit den drei Bietern und einem Wiener Eislaufverein. Dabei wurde keine 
Verbesserung des Kaufpreises erreicht. Am 4. Juni 2008 verkaufte der 
Stadterweiterungsfonds die Liegenschaft am Heumarkt zu einem Preis 
von 4,20 Mio. EUR an einen Bieter. Die Fondsbehörde genehmigte den 
Verkauf am 8. August 2008 (siehe TZ 10). 

( 1 3) In weiterer Folge wechselten bei der Käuferin die Gesellschafter 
und die Gesellschaft wurde umbenannt. Medienberichten vom Mai 
201 2  zufolge soll die Liegenschaft am Heumarkt unter Einbeziehung 
des Hotels im Nordosten der Liegenschaft entwickelt werden. 

19.2 Nach Ansicht des RH  wäre zufolge der Größe, der Lage und des Werts 
der Liegenschaft Am Heumarkt ein Verkauf durch ein bedingungsfreies 
Bietverfahren im  Sinne der Mitteilung der Europäischen Kommission 
betreffend Elemente staatlicher Beihilfe bei Verkäufen von Bauten 
oder Grundstücken durch die öffentliche Hand angemessen gewesen. 
Er kritisierte, dass nur sechs Bieter schriftlich zur Anbotslegung ein­
geladen wurden. Der RH verwies in diesem Zusammenhang auf seine 
Empfehlung in den TZ 1 7  und TZ 1 8, wonach bei Liegenschaftsver­
käufen eine möglichst breite Interessentensuche durchgeführt werden 
sollte. 

In Anbetracht der in der zweiten Bieterrunde vorliegenden Anbote 
mit einer Höhe bis 9 Mio. EUR für die Liegenschaft bei bestehender 
Sach- und Rechtslage erschien der letztlich erzielte Verkaufspreis von 
4,20 Mio. EUR als vergleichsweise gering, zumal auch die zwischen­
zeitliehe Verhängung einer Bausperre gemäß § 8 Abs. 2 der Bauord­
nung für Wien de facto keinen Verhinderungsgrund für eine Bebauung 
entsprechend dem im Jahr 2002 beschlossenen Flächenwidmungs­
und Bebauungsplan darstellte. Das Erlöspotenzial wurde nicht aus­
geschöpft. Nach Ansicht des RH  hätte das Vergabeverfahren gestoppt 
werden sollen. 
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Der RH empfahl dem BMI als Fondsbehörde zu klären, warum das 
Erlöspotenzial bei der Veräußerung der Liegenschaft Am Heumarkt 
durch die Erzielung eines vergleichsweise geringen Verkaufspreises 
nicht ausgeschöpft wurde. 

19.3 Das BMI j'iihrte in seiner Stellungnahme die im Berichl dargestellte 
Durchführung lies BietlJeljahrens auf Grundlage einer Stellungnahme 
der Finanzprokuratur und die medial geführte Diskussion um den beab­
sichtigten Liegensclrajts/Jerkauf an. Nach Verhängung der Bausperre 
seien llie Bieter nicht mehr bereit gewesen, die ursprünglichen Anbote 
auJrecht zu erhallen. Vor diesem Hintergrund sei lias erzielle Ergebnis 
zwar unbeJrielligend, jedoch das bestmögliche gewesen. 

19.4 Der RH erinnerte an seine Beurteilung, wonach das Vergabeverfah­
ren hätte gestoppt werden sollen und bekräftigte seine Empfehlung, 
die Gründe für die Nicht-Ausschöpfung des Erlöspotenzials zu klären. 
Der RH verwies zudem auF die beabsichtigte Entwicklung der liegen­
schaFt am Heumarkt unter Einbeziehung des Hotels im Nordosten der 
Liegenschaft. 

20.1 Der Fondszweck war bis November 2009 im Wesentlichen die Erwei­
terung der Inneren Stadt Wiens und eine entsprechende Verbindung zu 
den Vorstädten. Gemäß der am 27. November 2009 genehmigten Sat­
zungsänderung wurde der Fondszweck um die Förderung infrastruk­
turschwacher Regionen und die Förderung von Institutionen und Pro­
jekten zur Förderung des sozialen Friedens erweitert. Dies stand nicht 
mit dem Willen des Fondsgründers in Einklang (siehe TZ 9). 

Zwischen 2005 und dem I .  Halbjahr 201 2 spendete der Stadterweite­
rungsFonds in Summe rd. 3,81 Mio. EUR3 1 .  Der höchste Anteil der aus­
bezahlten Spenden entfiel auF die Jahre 2008 bis 2010. 

Jl Im Jahresabschluss 2008 wurden als Spenden inkl. Bezug nehmender Rückstellungen 

rd. 3,82 Mio. EUR als Aufwendungen ausgewiesen (siehe TZ 1 1 ). 
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Tabelle 6: Spenden 2005 bis 2012 

2005 2006 

Summe 10,0 0,0 

2007 2008 2009 2010 

in 1.000 EUR 

7,5 1.819,2 386,6 1.546,5 

2011 2012 
(1. Halbjahr) 

20,0 25,0 

Anmerkung: Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: Stadterweiterungsfonds. R H  

50 

Die fmanziellen Mittel ftir die Spenden tätigkeit des Stadterweiterungs­
fonds stammten im Wesentlichen aus dem Verkauf der Liegenschaft 
Am Heumarkt in der Höhe von 4,20 Mio. EUR (siehe TZ 1 9). 

Vor der am 27. November 2009 genehmigten Satzungsänderung spen­
dete der Stadterweiterungsfonds rd. 2,00 Mio. EUR. Davon entfIe­
len Spenden in der Höhe von rd. 1 ,08 Mio. EUR auf Bau- und Erhal­
tungstätigkeiten. Weitere rd. 9 1 6. 100 EUR (45,9 010) wurden bis dahin 
satzungswidrig für weitere karitative, wissenschaftliche und religiöse 
Zwecke gespendet. 

Nach der Satzungsänderung wurden rd. 1 ,64 Mio. EUR für Bau- und 
Erhaltungstätigkeiten gespendet. Weitere rd. 1 8 1 .500 EUR wurden für 
karitative, religiöse und sonstige Zwecke gespendet, was sich nach 
Ansicht des RH nicht mit dem Willen des Fondsgründers deckte. 
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Tabelle 7: Spenden nach Verwendungszweck 

Bau/Erhaltung Sonstige Zwecke Summe 

in 1.000 EUR in % i n  1.000 EUR in  % in 1.000 EUR in  % 

Vor Satzungsänderung 2009 1.080,7 54,1 916,1 45,9 1.996,8 100,0 

SMI 90.7 23,0 304,0 77,0 394,7 100,0 
Karitativ 25,0 5,8 407,5 94,2 432,5 100,0 
Religiös 640,0 82,9 132,1 17,1 772,1 100,0 
Wissenschaft 75,0 50,8 72,5 49,2 147,5 100,0 
Sonstige 250,0 100,0 0,0 0,0 250,0 100,0 
Nach Satzungsänderung 2009 1.636,6 90,0 181,5 10,0 1.818,1 100,0 

SMI 586,6 99,2 5,0 0,8 591,6 100,0 
Karitativ 0,0 0,0 13,0 100.0 13,0 100,0 
Österreichischer Integrations· 1 .000,0 100,0 . 0,0 0,0 1 .000,0 100,0 fonds 
Religiös 25,0 15,0 141,5 85,0 166,5 100,0 
Wissenschaft 25,0 100,0 0,0 0,0 25,0 100,0 
Sonstige 0,0 0,0 22,0 100,0 22,0 100.0 
Gesamtergebnis 2.717,4 71,2 1.097,6 28,8 3.814,8 100,0 

Anmerkung: Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: Stadterweiterungsfonds. RH 

Spendenempfänger 

Bund 2013/4 

Eine detaill ierte Zusammenstellung der Spendentätigkeit des Stadter­
weiterungsfonds ist dem Anhang 2 zu entnehmen. 

20.2 Der RH stellte fest, dass der Stadterweiterungsfonds vor der Salzungs­
änderung 2009 rd. 2,00 Mio. EUR spendete. Er kritisierte, dass davon 
rd. 9 1 6. 100 EUR bzw. 45,9 0/0 satzungswidrig für karitative, wissen­
schaftliche und religiöse Zwecke gespendet wurden. Er bemängelte 
auch, dass weitere rd. 1 8 1 . 500 EUR nach der Satzungsänderung 2009 
für karitative, religiöse und sonstige Zwecke gespendet wurden, was 
sich nach Ansicht des RH nicht mit dem Willen des Fondsgründers 
deckte. Der RH wies den Stadterweiterungsfonds darauf hin, dass 
Fondsmittel satzungskonform zu verwenden sind. 

21.1 ( I )  Von der Gesamtspendensumme in der Höhe von rd. 3,81 Mio. EUR 
erhielt der Österreichische Integrationsfonds 1 ,00 Mio. EUR (26,2 %). 
Spenden im Bereich des BMI beliefen sich auf rd. 986.200 EUR (25,9 %). 
Für religiöse Einrichtungen und Projekte spendete der Stadterweite­
rungsfonds rd. 938.600 EUR (24,6 %) und für weitere karitative Zwecke 
rd. 445.500 EUR ( 1 1 ,7 %). Der Rest verteilte sich auf wissenschaftliche 
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und sonstige I nstitutionen. Die nachfolgende Tabelle bietet einen Über­
blick über die verwendeten Mittel in  den jeweiligen Spendenbereichen. 

Tabelle 8:  Spendenhöhe nach Spendenbereichen 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 8ereiche 
(1. Halbjahr) 

Spendenbereich in 1.000 EUR in "10 

Österreichischer 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 1.000,0 0,0 26,2 
Integrationsfonds 

BMI 0,0 0,0 0,0 304,0 196,2 481,0 5,0 25,9 

Religiös 10,0 0,0 0,0 755,2 116.9 21,5 10,0 24,6 

Karitativ 0,0 0,0 5,0 365,0 63,5 7,0 5,0 11.7 

Wissenschaft 0,0 0,0 2,5 145,0 0,0 25,0 0,0 4,5 

Anmerkung: Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: Stadterweiterungsfonds, RH 
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Die Spende von 1 ,00 Mio. EUR für den Österreichischen Integrations­
fonds, dessen Geschäftsführer gleichzeitig Geschäftsführer des Stadt­
erweiterungsfonds war, betraf das Projekt Habibi (Haus der Bildung 
und beruflichen Integration). Im Bereich Wissenschaft spendete der 
Stadterweiterungsfonds 100.000 EUR einer privaten Bildungsinstitu­
tion für den Umzug in neue Büroräumlichkeiten. Der Geschäftsführer 
des Stadterweiterungsfonds war gleichzeitig ehrenamtlicher Obmann 
dieses Vereins. 

Von den Spendengeldern in der Höhe von rd. 3,81  Mio. EUR unter­
stützte der Stadterweiterungsfonds mit rd. 330.000 EUR Institutionen 
im Ausland bzw. ausländische Projekte. So spendete der Stadterwei­
terungsfonds u.a. im Jahr 2009 für eine kathol ische U niversität in 
Rom für eine Diskursplattform einen Betrag von 100.000 EUR und im 
Jahr 201 1  für die Bibliothek der Universität weitere 10.000 EUR. In der 
UkrainejCharkov unterstützte der Fonds ein K inderdorf über das pri­
vate Hilfswerk A mit Mitteln in der Höhe von 100.000 EUR. 30.000 EUR 
gingen an eine kirchliche Kommission. In Südafrika unterstütze der 
Stadterweiterungsfonds die Ausrichtung eines Wiener Balles und eines 
Clubbings mit 10.000 EUR. Im Rahmen des privaten Hilfswerks F wur­
den für albanische Künstler und Studenten 20.000 EUR gespendet. 
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Abwicklung und 
Kontrolle der 
Spendenverwendung 

Bund 2013/4 

Wien er Stadterweiterungsfonds 

21.2 Der RH wies darauf hin, dass im Fall der Spendcn an Empftinger im 
Bereich des BMI, an den Österreichischen Integrationsfonds und an 
eine private Bildungsinstitution cin Naheverhältnis zu Kuratoriumsmit­
gliedern bzw. zum Gcschäftsführer bestand. Diese Spenden umfasstcn 
rd. 2,09 Mio. EUR. Er wics kritisch darauf hin, dass Zuwendungen für 
Projekte außcrhalb Österrcichs nach Ansicht des RH dem Willen des 
Fondsgründers widersprachen. 

22.1 Das Kuratorium beschloss im Juli 2008 auf Vorschlag des Geschäfts­
führers, den Verkaufserlös einer Reihe von Institutionen zu spenden, 
wobei eine vorläufige Liste der Spendenempfanger und die Spenden­
höhen festgelegt wurden. In weiterer Folge adaptierte das Kuratorium 
die Spendenliste. 

Das Prozedcrc für die Spendenvergabe legte des Kuratorium eben­
falls im Juli 2008 fest. Der Geschäftsführer bzw. die Kuratoriumsmit­
glieder kontaktierten die begünstigten Institutioncn und fordert·en sie 
auf, ein formales Schreiben an den Stadterweiterungsfonds mit der 
Projektsumme und dem Verwendungszweck im Sinne des Fondsgrün­
ders sowie der Satzung als Mindestinhalten zu richten. Den Spenden­
betrag überwies der Stadterweiterungsfonds nach Erhalt des formalen 
Schreibens. Weiters beschloss das Kuratorium, dass der Geschäftsfüh­
rer die Begünstigten um Übermittlung eines Berichts über dic wid­
mungsgemäße Verwendung binnen zehn Wochen ersuchen sollte. Eine 
durchgängige Dokumentation der Verwendungsbcrichte lag nicht vor. 
Ebenso führtc der Stadterweiterungsfonds keine weitere Prüfung der 
Verwendung der Spenden durch. Der Stadterweiterungsfonds begrün­
dete dies damit, dass bereits bei der Auswahl professionelle, bcwährte 
und renommierte Institutionen, im Vertrauen auf eine verantwortungs­
volle Verwendung, ausgewählt worden wären. 

22.2 Der RH kritisierte die mangelhafte Dokumentation der MitteIverwen­
dung und empfahl dem Stadterweiterungsfonds, für eine lückenlose 
Dokumentation der Spendenmittelverwendung zu sorgen. 
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Wiener Stadt­
erweiterungsfonds 

BM! 

Wiener Stadt­
erweiterungsfonds 

54 

23 Zusammengefasst hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

( 1 )  Der Stadterweiterungsfonds wäre nach Klärung der Übertra­
gung des restlichen Fondsvermögens auf geeignete Institutionen 
und Einrichtungen unter Berücksichtigung des Willens des Fonds­
gründers aufzulösen. (TZ 3) 

(2) Das BMI als Fondsbehörde soUte klären, warum das Erlöspoten­
zial bei der Veräußerung der Liegenschaft Am Heumarkt durch die 
Erzielung eines vergleichsweise geringen Verkaufspreises nicht aus­
geschöpft wurde. (TZ 1 9) 

Die nachstehenden Empfehlungen wären für die restliche Dauer des 
Fonds-Weiterbestands i nsbesondere zu verwirklichen: 

(3) Entsprechend der Satzungsvorgabe wäre jährlich mindestens 
eine Sitzung des Kuratoriums durchzuführen. (TZ 5 )  

(4 ) Personalaufwendungen wären in  der Gewinn- und Verlustrech­
nung sachlich richtig zu verbuchen. (TZ 1 3) 

(5) Es wäre verstärkt eine Abwägung des Aufwands in  Bezug zum 
potenziellen Ertrag bzw. Nutzen vor der Vergabe von Beratungs­
aufträgen durchzuführen. (TZ 14) 

(6) Im Sinne einer transparenteren Darstellung der Vermögenswerte 
sollte den Jahresabschlüssen ein detailliertes Anlagenverzeichnis 
beigefügt werden. (TZ 15) 

(7) Bei Liegenschaftsverkäufen sollte eine möglichst breite Interes­
sentensuche im Sinne der Mitteilung der Kommission betreffend Ele­
mente staatlicher Beihilfe bei Verkäufen von Bauten oder Grundstii ­
den durch die öffentliche Hand bei Durchführung eines Verkaufs 
durch ein bedingungsfreies Bietverfahren durchgeführt werden. 
(TZ 1 7, 1 8, 1 9) 

(8) Fondsmittel wären satzungskonform zu verwenden. (TZ 20) 
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Wiener Stadterweiterungsfonds 

(9) Es wäre für eine lückenlose Dokumentation der SpendenmitteI­
verwendung zu sorgen. (TZ 22) 

( 10) Die Angelegenheiten der Aufsicht über den Stadterweiterungs­
fonds wären nachweislich aus dem Aufgabenbereich des Leiters der 
Sektion, in der die für das Stiftungs- und Fondswesen zuständige 
Abteilung im BM! angesiedelt war, und der zugleich Kuratoriums­
mitglied des Stadterweiterungsfonds war, zu verlagern. Alternativ 
wäre dieses Kuratoriumsmitglied neu zu besetzen. (TZ 6) 

( 1 1 )  Hinsichtlich der Unklarheit über die aktuell geltende Fassung 
der Satzung wäre zwischen der Fondsbehörde und dem Stadterwei­
terungsfonds eine rasche AbkJärung durchzuführen. (TZ 6) 

( 12 )  Es wäre auf eine rechtliche KlarsteIlung hinsichtlich der Partei­
steIlung der Finanzprokuratur bei Verfahren zur Ä nderung von Fonds­
satzungen hinzuwirken. (TZ 7) 

( 1 3) Satzungsänderungen wären nur nach Prüfung und Vorliegen 
der gesetzlichen Voraussetzungen zu genehmigen. (TZ 9) 

( 1 4) Nach erfolgter Genehmigung von Satzungsänderungen wäre 
für deren zeitnahe Veröffentlichung im "Amtsblatt zur Wiener Zei­
tung" zu sorgen. (TZ 9) 

( 15 )  Die gesetzlichen Bestimmungen über die Genehmigung von 
Liegenschaftsveräußerungen wären einzuhalten. (TZ 10) 
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Anhang 1 :  Wesentliche Satzungsinhalte 

Richtlinie 1962 i.V.m. 

Kaiserlichem Handschreiben 
von 1857 

Gültig seit 1. Mai 1962 

Antrag an die Fonds- k.A. 
behörde um Geneh-
migung 

Fondszweck Erweiterung der Inneren Stadt 
Wiens und eine entsprechende 
Verbindung zu den Vorstädten 
unter Berücksichtigung einer 
Regulierung und Verschöne-
rung der Stadt 

Erreichung des Fonds· Errichtung und Erhaltung 
zwecks von Gebäuden (nur sehr vage 

beschrieben) 

Fondsaufsicht leiter der für das Stiftungs-
und Fondswesen im BMI 
zuständigen Abteilung und 
leiter der dieser Abteitung 
übergeordneten Sektion 

Organe I. Bundesminister für Inneres 
11. Fondsbeirat 
111. Fondsverwaltung 

Grundsätzlich entschei- Bundesminister für Inneres 
dungsbefugtes Organ 

Mitglieder Fondsbeirat/ 3 + 2 Mitglieder der 
Kuratorium Personalvertretung (für 

Wohnungsangelegenheiten) 

Bund 2013/4 

ANHANG 1 

Satzung 2006 Satzung 2009 

2. Mai 2006 27. November 2009 

4. April 2006 26. November 2009 

Erweiterung der Inneren Stadt I. Erweiterung der Inneren 
Wiens und eine entsprechende Stadt Wiens und eine 
Verbindung zu den Vorstädten entsprechende Verbindung 
unter Berücksichtigung einer zu den Vorstädten 
Regulierung und Verschöne- unter Berücksichtigung 
rung der Stadt einer Regulierung und 

Verschönerung der Stadt 

11. Förderung von 
baulichen Maßnahmen 
in förderungswürdigen 
infrastru kturschwachen 
Regionen im sonstigen 
Bundesgebiet 

111. Förderung von 
Institutionen und Projekten 
zum WohLe der Gesellschaft 
und zur Stärkung des 
sozialen Friedens 

I. Unterstützung oder I. Unterstützung oder 
Durchführung von (80u-) Durchführung von (Bau-) 
Projekten zur Erhaltung oder Projekten zur Erhaltung oder 
Erneuerung baulicher Objekte Erneuerung baulicher Objekte 
und deren Trägern, oder und deren Trägern, oder 
durch eigene Projekte durch eigene Projekte 

11. Verleihung und 11. Verleihung und 
Schenkung von Wert- Schenkung von Wert-
und Kunstgegenständen und Kunstgegenständen 
im Fondsvermögen an im Fondsvermögen an 
ebensolche Einrichtungen ebensolche Einrichtungen 

leiter der für das Stiftungs- leiter der für das Stiftungs-
und Fondswesen im BMI und Fondswesen im BMI 
zuständigen Abteilung und zuständigen Abteilung (und 
Leiter der dieser Abteilung Leiter der dieser Abteilung 
übergeordneten Sektion übergeordneten Sektion) 

I. Bundesminister für Inneres I. Bundesminister für Inneres 
11. Kuratorium 11. Kuratorium 
111. Geschäftsführung 111. Geschäftsführung 

Kuratorium Kuratorium 

3 3 
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Fortsetzung: Wesentliche Satzungsinhalte 

Beschtussquorum 
(Fondsbeirat/ 
Kuratorium) 

Sitzungsfrequenz 
(Fondsbeirat/ 
Kuratorium) 

Aufgaben Verwalter/ 
GeschäftsfUhrer 

Bestimmung Gebarungs­
und Rechnungskontrolle 

Operatives 
Rechnungswesen 

Richtlinie 1962 i.V.m. 
Katserllchem Handschreiben 

von 1857 

Stimmenmehrheit 

Nach Bedarf 

laufende Geschäfte 
inkl. Reparaturaufträge 
bis 3.000 ATS (ab 197B 
10.000 ATS) 

Buchhaltung im BM! (bzw. 
Rechtsnachfolger) 

bis 2003 Buchhaltung 
des BM!. 2004 bis 2005 
Buchhaltungsagentur des 
Bundes 

Quellen: Stadterweiterungsfonds, RH 

60 

Satzung 2006 

Stimmenmehrheit, Umlauf­
beschLOsse möglich 

Nach Bedarf. mindestens 
einmal jährlich 

laufende Geschäfte 
inkl. Reparatur- und 
Instandhaltungsaufträge bis 
1.000 EUR 

Entscheidung des 
Kuratoriums 

seit 2006 Steuerberatungs­
kanzlei 

Satzung 2009 

Stimmenmehrheit. 
Umlaufbeschlüsse möglich 

Nach Bedarf, mindestens 
einmal jährlich (keine 
Sitzung 2011) 

R 
-

H 

laufende Geschäfte inkl. 
Reparatur- und !nstandhal­
tungsaufträge bis 1.000 EUR 

Entscheidung des 
Kuratoriums 
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ANHANG 2 

Anhang 2: Übersicht über die Spendentätigkeit 

Kategorie Spenden 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 
(1. Halbjahr) 

in EUR 

Österrelchlscher 1.000.000 
Integrationsfonds 

Österreich/scher 1.000.00D 
Integrations/onds - t) 
Projekt Hobibi 

SMI 304.000 196.209 481.005 S.OOO 
Gendarmerie- 100.000 
jubiläums/onds 

Sanierung 196.209 481.005 
Herrengosse t) I") 
Wohlfohrts/onds 100.000 
Bundespolizei 

Wohlfohrts/onds 100.000 
Exekutive Bund 

SM! Benejizturnier 5.000 

Festschrift Mochocek 4.000 

ReUglös 10.000 755.196 116.913 21.500 10.000 25.000 

Aufführung 1.500 
Wo;senmesse 

Diözese 250.000 
I") 

Ordensgemeinschojt A 5.000 50.000 6.913 5.000 
I") I") I") 

Kirchliche Kommission 10.000 20.000 
I"") I"") 

Religionsgesellschaft 20.000 

Schule einer 30.000 
Religionsgesellschaft I") 
Berufsbildungszentrum 55.196 
einer Religions-
gemeinschaft 

Ordensgemeinschaft 8 5.000 50.000 
I") I") 

Kirche A 50.000 
I") 

Kirche 8 100.000 
I") 

Pfarre A 20.000 
I") 

Pfarre 8 50.000 
I") 

Pfarre C 50.000 
I") 

Katholische 100.000 10.000 
Universität in Rom t") I"") 
Kirchliches Hilfswerk 50.000 

I"") 
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Fortsetzung: Übersicht über die Spendentätigkeit 

Kategorte Spenden 200S 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 
(1. 

Halbjahr) 

In EUR 

Karitativ 5.000 365.000 63.500 7.000 5.000 
Privates Hilfswerk A 100.000 

I"") 

Familie A 5.000 

Familie B 5.000 

Familie C 15.000 

Familie 0 25.000 

Privotes Hilfswerk B 25.000 
(") 

Privates Hilfswerk C 2.000 

Privates Kinderheim 5.000 

Privates Hilfswerk 0 50.000 

Privates Hilfswerk E 5.000 
I"") 

Privotes Hilfswerk F 10.000 10.000 
I"") I"") 

Privotes Hilfswerk G 5.000 

Privatperson E 7.500 

Krankenanstalt 100.000 

Privates Hilfswerk H 25.000 

Privates Hilfswerk 1 1.000 

Kufturverein 50.000 

Sonstige 250.000 10.000 12.000 
Botschaft Preton'Q 10.000 

I"") 
Interessensvertretung 250.000 

I") 
Denkmal 12.000 

Wissenschaft 2.500 145.000 25.000 
Private Bildungs- 75.000 25.000 
institution I") I") 
Private wissenschaft· 10.000 
liche Einrichtung A 

Private wissenschaft- 10.000 
liche Einrichtung 8 

PrWote ..w.nschaft· 2.500 25.000 
liche Einrichtung C 

25.000 

Legende: (*) ..... 8au/Erhaltung; ( ... ) .... Ausland 

QueUen: Stadterweiterungsfonds. RH 
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Öffentlichkeitsarbeit des BMLFUW 
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Tabelle 2 1 :  Entwicklung der Kampagne Genuss Region Österreich 
in den Jahren 2008 bis 2010 I SO 

Tabelle 22: Finanzierung der Kampagne 
Genuss Region Österreich 1 53 

Tabelle 23 :  Anzahl der Besucher der Webseite generation blue _ 1 58 
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Tabelle 24: 
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Kosten für die Kampagne generation blue in EUR 
(brutto inkl. USt) - getragen teilweise von der 
Abteilung Öffentlichkeitsarbeit und teilweise 
von der Sektion V11 ___________ _ 

Abbildung 2:  Entwicklung der Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit 
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1 59 

in den Jahren 2006 bis 2011  (brutto inkl. USt) __ 1 65  

Tabelle 25:  Aufgliederung der aufgewendeten Mittel für 
Öffentlichkeitsarbeit für unterschiedliche Bereiche 1 66 
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für Inneres 
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KURZFASSUNG 

Bund 2013/4 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

Öffentlichkeitsarbeit des BMLFUW 

Das BMLFUW gab in den Jahren 2006 bis 201 1 rd. 29 Mio. EUR für 
Öffentlichkeitsarbeit aus. Bei 94 Ofo der Schaltungen in Printme­
dien im Jahr 2010 fand sich ein Foto des Bundesministers. Damit 
erweckten diese teilweise den Eindruck einer Imagekampagne des 
Bundesministers. Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit des BMLFUW 
beauftragte in den Jahren 2006 bis 201  1 Schaltungen in Printmedien 
im Gesamtumfang von rd. 1 3  Mio. EUR. Ein Teil davon erfolgte in 
Printmedien mit untergeordneter oder nicht bekannter Reichweite. 

Werbebotschaften von Inseraten und Advertorials - z.B. "Unsere 
Bauern bringens" - waren teilweise sehr allgemein gehalten und 
hatten keinen konkreten Bezug zu den Aufgaben des BMLFUW. Die 
Kampagne Genuss Region Österreich band beträchtliche Mittel ohne 
Vorgabe konkreter Wirkungsziele. 

Die Direktvergabe der Leistungen der Land-, forst- und wasserwirt­
schaftliches Rechenzentrum GmbH für die Homepage des BMLFUW 
im Zuge einer In-house-Vergabe erschien problematisch. 

Allgemeines 

Ziele der Prüfung Öffentlichkeitsarbeit des BMLFUW waren eine 
Beurteilung der Zweckmäßigkeit der Organisationsabläufe, eine 
Analyse der angewandten Instrumente und der transportierten Bot­
schaften, eine Bewertung des Mitte1einsatzes und eine Beurteilung 
der vom BMLFUW vorgenommenen Wirksamkeitskontrollcn. Prü­
fungszeitraum waren die Jahre 2006 bis 201 1 .  (TZ 1 )  

Ziel der Öffentlichkeitsarbeit der Verwaltung soll es sein, die Trans­
parenz staatlichen Handeins zu erhöhen, Akzeptanz für die staat­
lichen Maßnahmen zu schafFen und es den Bürgern durch gezielte 
InFormationen zu ermöglichen, ihre Rechte wahrzunehmen. Dane­
ben kann sie auch darauf abzielen, konkrete Verhaltensänderungen 
der Bevölkerung herbeizuführen. (TZ 2) 
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Rechtliche Grundlagen 

Das Bundesministeriengesetz 1 986 verpflichtet die Ministerien grund­
sätzlich, über den Ressortbereich zu informieren. Zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung durch den RH bestanden auf Bundesebene "Richt­
linien rur die Öffentlichkeitsarbeit und Informationsmaßnahmen der 
Bundesregierung und Bundesministerien", die auf Empfehlungen des 
RH basierten. Diese waren - anders als die in den Ländern zum Teil 
detaillierten Vorgaben - rechtlich nicht verbindlich. (TZ 3)  

Mit 1 .  Jänner 201 2 trat das Bundesverfassungsgesetz Medienko­
operation und Medienförderung (BVG MedKF-T) in Kraft und mit 
1 .  Juli 20 1 2 das Medienkooperations- und -förderungs-Transpa­
renzgesetz (MedKF-TG). Gemäß MedKF-TG dürfen audiovisuelle 
Kommunikationsmaßnahmen und entgeltliche Veröffentlichungen 
ausschließlich der Deckung eines konkreten Informationsbedürf­
nisses der Allgemeinheit und nicht der Vermarktung des Rechtsträ­
gers dienen. Die Bundesregierung erließ Richtlinien über die Aus­
gestaltung und den Inhalt entgeltlicher Veröffentlichungen von 
Rechtsträgem des Bundes, die am 1 .  Juli 201 2 in Kraft traten. 
Durch die Regelung in Verfassungsrang hätte die Möglichkeit bestan­
den, eine einheitliche Vorgehensweise rur den Bund und die Län­
der zu schaffen; diese Gelegenheit der Verwaltungsvereinfachung 
blieb ungenützt. (TZ 3)  

Strategische Vorgaben und Organisation 

I m  BMLFUW wurden im Jahr 2008 die Aktivitäten der Abteilung 
Öffentlichkeitsarbeit erstmals Ressortzielen zugeordnet. Lm Rah­
men des Prozesses "Management by Objectives (MBO)" wurden für 
die Ziele Messgrößen definiert. Die Ziele waren wenig ambitioniert. 
Sie unterschieden sich in den untersuchten Jahren kaum voneinan­
der. (TZ 4) 

Der Kontakt mit sämtlichen Medien und die Darstellung des BMLFUW 
in der Öffentlichkeit waren Aufgabe der Abteilung Öffentlichkeits­
arbeit. Das BMLFUW setzte umfangreiche Personal ressourcen darur 
ein. Die Organisation und AufgabenabwickJung der Öffentlichkeits­
arbeit stellten sich als komplex dar. Vereinzelte Reibungspunkte 
ergaben sich hinsichtlich der Mitbefassungsvorschriften der Abtei­
lung bei öffentlichkeitswirksamen Aktivitäten von Fachabteilungen. 
(TZ 5) 
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Bund 2013/4 

Öffentlichkeitsarbeit des BMlFUW 

Pressearbeit 

Ein wesentliches Element der Öffentlichkeitsarbeit waren Presseaus­
sendungen. Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit schätzte die Anzahl 
der vom Ressort über die APA verbreiteten Meldungen auf durch­
schnittlich 300 bis 400 pro Jahr. Sie kaufte land- und forstwirt­
schaftliehe Fachartikel von einem Verein zu, die teilweise für eigene 
Presseaussendungen weiterverwertet wurden. Die Abteilung Öffent­
lichkeitsarbeit nahm keine systematische Evaluierung der Pressear­
beit und keine nachvollziehbare Auswertung der erzielten Medien­
resonanz vor. (TZ 6) 

Nach Auskunft des BMLFUW reduzierte sich die Zahl der Presse­
konferenzen in den letzten Jahren, weil die Resonanz in den Medien 
hinter den Erwartungen zurückblieb. Hintergrundgespräche zu spe­
ziellen Themen im kleinen, ausgewählten Kreis erwiesen sich als 
wirkungsvoller. Eine vollständige Auflistung aller Pressekonferenzen 
und der dafür angefallenen Kosten war nicht verfügbar. (TZ 7)  

Schaltungen in  Printmedien 

Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit beauftragte in den Jahren 2006 
bis 201 1 Schaltungen in Printmedien im Gesamtumfang von 
rd. 1 3,01 Mio. EUR. Ein Teil des hohen Schaltvolumens erfolgte in 
Printmedien mit untergeordneter oder nicht bekannter Reichweite. 
Es wäre nach Ansicht des RH Aufgabe der Abteilung Öffentlich­
keitsarbeit, die Printmedien vorrangig mit Presseaussendungen und 
Pressekonferenzen dazu anzuregen, von sich aus aktuelle und für die 
Bevölkerung relevante Informationen über die Tätigkeit des Minis­
teriums aufzugreifen und in redaktionellen Beiträgen zu transpor­
tieren. Erst wenn darüber hinaus noch ein Bedarf an weiterer Infor­
mation der Öffentlichkeitsarbeit besteht, sollten auch entgeltliche 
Schaltungen in Printmedien in Erwägung gezogen werden. (TZ 8) 

Vom jährlichen Gesamtaufwand von durchschnittlich 2 , 2  Mio. EUR 
für Schaltungen in Printmedien wurden bis zu 1 5  % für landwirt­
schaftliche Printmedien ausgegeben. Zwischen 60 % und 89 % des 
Auftragsvolumens fIelen dabei auf die beiden österreichweit erschei­
nenden Medien N und O. Der Anteil der Schaltungen zum Thema 
Essen/Gastronomie betrug bis zu 20 % des jährlichen Gesamtauf­
wands. (TZ 9) 
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Der RH untersuchte die im Jahr 2010 von der Abteilung Öffentlich­
keitsarbeit beauftragten Schaltungen in der Höhe von 2,42 Mio. EUR 
in Hinblick auf die Erfüllung der nach Mediengesetz bestehenden 
Kennzeichnungspflicht, auf Sachlichkeit, Aktualität und den kon­
kreten Bezug zur Tätigkeit des BMLFUW und auf die Einbeziehung 
eines Fotos des Bundesministers in die Schaltung. (TZ 10) 

Für die Printmedien bestand zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
nach § 26 Mediengesetz eine gesetzliche Pflicht zur Kennzeichnung 
von Advertorials und bezahlten Beiträgen. Die Printmedien erfüllten 
die Kennzeichnungspflicht bei rd. 50 0/0 der Aufträge des BMLFUW 
nicht und bei weiteren rd. 10 0/0 der Aufträge nicht gesetzeskon­
form. Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit wirkte bei der Beauftra­
gung nicht auf die Auftragnehmer ein, die Kennzeichnungspflicht 
zu erfüllen. (TZ 1 J )  

I m  Jahr 2010 ließ die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit Inserate und 
Advertorials um insgesamt rd. 420.000 EUR zu den Themen "Unsere 
Bauern bringens", "Bäuerin des Jahres" oder "Wir sind Bioweltmeis­
ter" schalten. Diese enthielten nur wenig Text, die Aufmachung 
vermittelte den Eindruck einer Werbung für die heimischen Bau­
ern. Advertorials und Inserate zur Initiative "green jobs" um insge­
samt 235.000 EUR bewarben oftmals in allgemein gehaltener Form 
Umweltberufe und die Bedeutung und Zukunftschancen dieser Wirt­
schaftszweige, gingen aber nicht konkret auf die Ziele, Maßnah­
men oder den zeitlichen Rahmen eines diesbezüglichen Masterplans 
des BMLFUW ein. Bei diesen allgemein gehaltenen Werbebotschaf­
ten war kein konkreter Bezug zu den Aufgaben des BMLFUW fest­
stellbar. Sie entsprachen damit nicht den Richtlinien für Öffentlich­
keitsarbeit und Informationsmaßnahmen der Bundesregierung und 
der Bundesministerien und wären mit Inkrafttreten des MedKF-TG 
unzulässig. (TZ 12) 

Bei 94 010 der Schaltungen in Printmedien war im Jahr 2010 ein Foto 
des Bundesministers Bestandteil der Schaltung. Damit erweckten sie 
teilweise den Eindruck einer Imagekampagne des Bundesministers. 
Für Mitglieder der Bundesregierung gab es - anders als etwa in der 
Steiermark - bis Ende 2011 kein gesetzliches Verbot, bei entgelt­
lichen Kommunikationsmaßnahmen ihre Fotos zu verwenden. Es galt 
lediglich ein Sachlichkeitsgebot. Mit lnkrafttreten des MedKF-TG am 
1. Juli 2012 dürfen in entgeltlichen Schaltungen keine Fotos der Mit­
glieder der Bundesregierung mehr verwendet werden. (TZ 13) 
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Öffentlichkeitsarbeit des BMLFUW 

Homepage des BMLFUW 

Das BMLFUW betrieb unter www.lebensministerium.at eine Home­
page. Technisch betreuten der Verein Land-, forst- und wasserwirt­
schaftliches Rechenzentrum (LFRZ Verein) bzw. nach deren Gründung 
im Jahr 2005 die Land-, forst- und wasserwirtschaftliches Rechen­
zentrum GmbH (LFRZ GmbH) den Webauftritt. Im Jahr 201 1  wurde 
die LFRZ GmbH mit einem Relaunch des Webauftritts inkl. eines Con­
tent Management Systems (CMS) in der Höhe von 4,3 9  Mio. EUR 
beauftragt. (TZ 14, 1 9) 

Das BMLFUW beauftragte die LFRZ GmbH direkt ohne Durchführung 
eines Vergabeverfahrens und berief sich dabei auf die Ausnahmebe­
stimmung der .. (Quasi-)In-house-Vergabe". Dies wäre zulässig, wenn 
der öffentliche Auftraggeber über die zu beauftragende Einrichtung 
eine Kontrolle .. wie über seine eigene Dienststelle" ausübte und die 
Einrichtung ihre Tätigkeit .. im Wesentlichen" für den oder die Auf­
traggeber erbrachte, die ihre Anteile innehatten. (TZ 1 5) 

Das BMLFUW berief sich bei der Direktvergabe auf ein positives 
privates Rechtsgutachten, das aber auf die Problematik der Betei­
ligung eines privaten Vereins im LFRZ Verein hinwies. Dem In­
house-Privileg der LFRZ GmbH ablehnend gegenüberstanden je ein 
Gutachten der Finanzprokuratur und des BKA-Verfassungsdienstes. 
Zudem wiesen mehrere Rundschreiben des BKA-Verfassungsdienstes 
auf die unzulässige Beteiligung Privater an einer In-house-Kons­
truktion hin. Auch der RH erachtete wie die Finanzprokuratur und 
der BKA-Verfassungsdienst die vorliegende Konstruktion BMLFUW 
- LFRZ Verein - LFRZ GmbH aus den genannten Gründen nicht als 
In-house-Vergabe-fahig, daher seiner Ansicht nach als vergabe­
rechtlich unzulässig und zudem als intransparent. (TZ 1 5) 

Die Beauftragung der LFRZ GmbH für das Content Management Sys­
tem CMS und damit für den Relaunch des Internetauftritts waren 
wenig transparent gestaltet. Die vertraglichen Bestimmungen bezüg­
lich des Übergangs der Werknutzungsrechte des CMS im Leistungs­
brief Betriebsführung waren für das BMLFUW ungünstig geregelt. 
Die Werknutzungsrechte am CMS und an allen Neu- und Weiterent­
wicklungen verblieben bei der LFRZ GmbH. Ein Service Level Agree­
ment zur Betriebsführung des CMS legte u.a. Reaktions- und Behe­
bungszeiten der LFRZ GmbH bei Ausfällen fest. Diese galten aber 
ausdrücklich nicht für Ausf,iIIe des CMS. Diese Ausnahmen waren 
für den RH nicht nachvollziehbar. (TZ 1 6) 
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Bei einer Prüfung des LFRZ Vereins im Jahr 2001 hatte der RH die 
unklare Trennung der Auftraggeber- und Auftragnehmer-Position 
bei wesendichen Verträgen des LFRZ als unzweckmäßig erachtet. In 
einer parlamentarischen Anfragebeantwortung aus dem Jahr 2007 
hatte das BMLFUW mitgeteilt, nun auf eine derartige Trennung zu 
achten. Entgegen dieser Zusage wurden die Verlängerung des Rah­
menvertrags 2010 und die Leistungsbriefe zum CMS von Mitar­
beitern des BMLFUW unterzeichnet, die zu diesem Zeitpunkt Vor­
standsmitglieder des LFRZ Vereins waren. Damit bestand das Risiko 
von Interessenskollisionen. (TZ 1 7) 

Die Leistungsbriefe zum CMS wurden im September 201 1  unter­
zeichnet. Die Vertragslaufzeit begann mit 1. Jänner 2011, zum Zeit­
punkt der Unterzeichnung waren bereits umfangreiche Leistungen 
erbracht worden. Eine derart späte Unterzeichnung trug nicht zu 
einer Stärkung der Verhandlungsposition des BMLFUW bei. Hin­
sichtlich des Projekt-Controllings zum CMS wurden die Funktionen 
Projektleiter, Auftraggeber und Projektlenkungsausschuss und ihre 
Aufgaben festgelegt. Seitens des BMLFUW wurden alle drei Funk­
tionen von der Leiterin der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit beklei­
det. Diese Aufbauorganisation zum Projekt-Controlling war wenig 
geeignet, um den Projektablauf zu kontrollieren und bei Bedarf len­
kend eingreifen zu können. (TZ 1 7) 

Im Rahmenvertrag im Jahr 2010 und im Leistungsbrief "Weiterent­
wicklung CMS" wurde erstmals die Möglichkeit eröffnet, Projekte 
auch zu Pauschalpreisen abzurechnen. Lm Sideletter zum Leistungs­
brief wurde weiterhin eine Vergütung nach Aufwand unter gleichzei­
tiger Gewährleistung eines Mindestrahmens festgelegt. Diese Regelung 
war wenig geeignet, eine wirtschaftliche und sparsame Abwicklung 
von Projekten zu gewährleisten. (TZ 1 B) 

Für die Betreuung des Intranets und der Homepage des BMLFUW 
verrechnete die LFRZ GmbH von 2006 bis 201 1  rd. 6,64 Mio. EUR. 
Für den Relaunch des Webauftritts wurde im Rahmenvertrag 2010 
ein Mindestrahmen von 4,39 Mio. EUR rnr die Jahre 2011 bis 2015 
vereinbart. Die Leistungen werden nach Aufwand verrechnet, die 
tatsächlich anfallenden Kosten können diesen Rahmen also über­
steigen, nicht aber unterschreiten. Das Auftragsvolumen erschien 
aus Sicht des RH hoch. Vergleichsangebote waren nicht eingeholt 
worden. (TZ 1 9 )  
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Bund 2013/4 

Öffentlichkeitsarbeit des BMLFUW 

Zukauf weiterer Leistungen für den Web-Auftritt des BMLFUW 

Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit kaufte Inhalte für die Homepage 
des BMLFUW zu, beauftragte die Einrichtung und Betreuung wei­
terer Homepages und schaltete auf externen Homepages Beiträge 
bzw. Informationen des BMLFUW. Die Kosten dafür betrugen im 
Prüfungszeitraum rd. 1 ,4 Mio. EUR. (TZ 20) 

Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit beauftragte eine Publikation der 
Landwirtschaftskammern bis zum Jahr 2010 mit der Lieferung von 
Fachartikeln für den Internetauftritt des BMLFUW um jährlich bis zu 
rd. 42.600 EUR. Diese landwirtschaftlichen Fachbeiträge der Publi­
kation trugen nicht dazu bei, die Öffentlichkeit über die konkrete 
Tätigkeit des Ministeriums zu informieren oder eine Verhaltensän­
derung zu bewirken und waren damit keine sachlich gerechtfertigte 
Ergänzung der Öffentlichkeitsarbeit des BMLFUW. Vielmehr leistete 
das BMLFUW Zahlungen, um einer landwirtschaftlichen Wochen­
zeitung eine zusätzliche Verbreitungsmöglichkeit zur Verfügung zu 
stellen. (TZ 2 1 )  

Der Verlag A, Herausgeber des Mediums N, lieferte agrarische Markt­
berichte für die Webseiten des BMLFUW und erhielt dafür jährlich 
bis zu rd. 63.000 EUR. (TZ 22) 

Der Auftrag wurde im Verhandlungsverfahren ohne vorherige 
Bekanntmachung vergeben, weil der Auftrag nach Argumentation 
des BMLFUW aufgrund bereits vorliegender Kenntnisse nur von einem 
bestimmten Auftragnehmer ausgeführt werden konnte. Solche aktu­
ellen Marktinformationen standen jedoch auf mehreren Homepages 
unterschiedlicher Institutionen zur Verfügung. (TZ 22) 

Im Jahr 2005 beauftragte die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit cin 
Unternehmen mit der Strukturierung und Betreuung des Lebens­
mittelportals des BMLFUW. In den Jahren 2006 bis 2010 f.elen 
dafür Gesamtkosten von 1 66.800 EUR an. Im Jahr 2009 betrafen 
nur 0,51 % der Zugriffe auf die unterschiedlichen Webseiten des 
BMLFUW die Seite www.biolebensmittel.at. (TZ 23) 

Ab dem Jahr 2006 beauftragte das BMLFUW die Veröffentlichung 
von Informationen des Ressorts auf www.kommunalnet.at. die sich 
an die Österreichischen Gemeinden und ihre Mitarbeiter richtete. Im 
Gegensatz zu den Kurzmeldungen des BMI ebendort waren jene des 
BMLFUW zum Teil sehr allgemeiner Natur mit geringem Bezug zum 
Wirkungsbereich der Gemeinden und nannten häufig den Namen 
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des Bundesministers in ihrem Titel und beinhalteten auch Fotos des 
Bundesministers. (TZ 24) 

Darüber hinaus beauftragte die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit eine 
Vielzahl von Webseiten und die Aufnahme von Informationen zur 
Genuss Region Österreich in externe Web-Auftritte. (TZ 25) 

Audiovisuelle Medien 

Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit beauftragte von 2006 bis 2011 
die Produktion bzw. beteiligte sich an den Produktionskosten meh­
rerer Filme. Diese behandelten grundsätzlich Themenbereiche des 
BMLFUW, hatten aber häufig keinen unmittelbaren Bezug zur Tätig­
keit des Ministeriums. Lm Rahmen der Auftragserteilung stellte das 
BMLFUW regelmäßig die Preisangemessenheit des Angebots fest 
- auch wenn andere Institutionen an der Produktion beteiligt waren 
und die Gesamtproduktionskosten unbekannt waren. (TZ 26) 

Das BMLFUW stellte der Öffentlichkeit Filme zur kosten freien 
Entlehnung zur Verfügung. Die Betreuung dieses Medienservices 
erfolgte durch einen Filmverleih. Die Anzahl der Filme ohne Ent­
lehnung betrug jährlich über 40 Ofo des gesamten Angebots. Ein 
Großteil dieser Filme wurde in keinem der betrachteten Jahre ent­
lehnt. Die entlehnenden Stellen beurteilten zahLreiche Filme nega­
tiv oder kritisch. (TZ 27) 

In Summe gab die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit in den Jah­
ren 2006 bis 201 1  rd. 2,07 Mio. EUR für die Produktion und Aus­
strahlung von Filmen, den Filmverleih und die Berichterstattung in 
Fernsehen und Radio aus. In diesem Zusammenhang beauftragte 
das BMLFUW ab dem Jahr 2008 den ORF mit der Promotion des 
Klimaschutzpreises (um jährlich 1 20.000 EUR). (TZ 28) 

Publikationen 

Das BMLFUW gab eine Vielzahl von Publikationen und Broschüren 
heraus (Aufwand für Herstellung 2006 bis 201 1  rd. 960.000 EUR). 
Bis zum Jahr 2009 besorgte ein privates Unternehmen die Lagerung 
und den Versand der Publikationen. Der Abteilung Öffentlichkeits­
arbeit entstanden dafür im Zeitraum 2006 bis 2009 Kosten in Höhe 
von rd. 258.000 EUR. Darin enthalten waren auch 35.000 EUR für 
die Vernichtung von über den Bedarf produzierten Druckwerken. 
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Ab dem Jahr 2010 wurden die Publikationen dezentral in den Sek­
tionen gelagert und versandt. (TZ 29) 

Zukauf von externen Agentur- und Beratungsleistungen 

Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit beauftragte rur die Konzeption 
von Veranstaltungen und Kampagnen, rur grafische Leistungen und 
Fotos, rur Meinungsumfragen und rur Kommunikationsberatung 
externe Leistungen in der Höhe von 2,2 Mio. EUR im Prüfungs­
zeitraum. (TZ 30) 

Die Aufträge rur Grafiker und Werbeagenturen lagen durchgehend 
unter der Grenze rur eine öffentliche Ausschreibung. Bei keinem der 
größeren Aufträge war jedoch eine Einholung von Vergleichsanbo­
ten dokumentiert. Die drei am meisten beauftragten Unternehmen 
erhielten in Summe 43 , 1  D!o des gesamten Auftragsvolumens. (TZ 3 1 )  

Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit beauftragte regelmäßig Foto­
grafen. Im Jahr 201 1 betrafen rd. 75 % der Gesamtkosten Fotos 
von Veranstaltungen und Terminen des Bundesministers, 2 1  % der 
Kosten fielen rur Fotos im Zusammenhang mit Kampagnen oder 
Sachthemen an und 4 % waren Kosten rur Bildbearbeitung und 
-vervielfältigung. Insgesamt 1 5.000 EUR (ohne Reisekosten) betra­
fen im Jahr 201 1  Honorare von Fotografen, die den Bundesminis­
ter auf Auslandsreisen begleitet hatten. (TZ 32)  

Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit beauftragte seit dem Jahr 2006 
eine Reihe von Meinungsumfragen (insgesamt rd. 298.000 EUR). Der 
größte Auftrag - ebenfalls ohne Einholung von Vergleichsangeboten 
in Form einer Direktvergabe - betraf eine Studie zu Ernährungsge­
wohnheiten im Jahr 2009. Das Auftragsvolumen lag mit 98.800 EUR 
netto exkl. USt knapp unter der Direktvergabegrenze. (TZ 33 )  

Die Präsidialsektion beauftragte im August 2009 zwei Unternehmen 
mit Beratungsleistungen zu "Evaluienmg laufender Kommunikati­
onsprozesse", "Strategische Beratung und politisches Themenma­
nagement" und "Markenprozess" rur insgesamt 1 1 7.600 EUR. Die 
Leistungen wurden pauschal ohne nähere Definition des Leistungs­
umfangs angeboten und ohne Forderung nach der Erbringung von 
Leistungsaufzeichnungen beauftragt. Im Juni 201 1 legte ein wei­
teres Unternehmen ein Angebot über 1 08.000 EUR zu vergleich­
baren Beratungsleistungen ohne nähere Defmition der Leistungen 
und ohne Abschätzung des Arbeitsaufwands und wurde auf Basis 
dieses Angebots beauftragt. (TZ 34) 
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Sonstiges 

Sponsoring wurde nach Auskunft der Abteilung Öffentlichkeitsar­
beit und der Sektionen nicht oder nur in AusnahmefalIen gemacht. 
Der RH stellte jedoch allein im Bereich der Abteilung Öffentlich­
keitsarbeit Fälle von Sponsoring mit finanzieller Relevanz (bis zu 
55.000 EUR) fest. Im BMlFUW gab es keine interne Richtlinie zum 
Thema Sponsoring. (TZ 3 5) 

Das BMlFUW veranstaltete am 1 6. September 2008 in Nieder­
österreich einen halbtägigen Jugendkongress mit Gesamtkosten von 
rd. 1 00.000 EUR. Der Bundesminister nahm an der Veranstaltung 
teil. Die NationaJratswahl 2008 fand am 28. September 2008 statt. 
Laut den Richtlinien fiir Öffentlichkeitsarbeit und Informationsmaß­
nahmen der Bundesregierung und der Bundesministerien dürfen 
nach der Anordnung einer Nationalratswahl keine Öffentlichkeits­
arbeit oder Informationsmaßnahmen neu begonnen werden. (TZ 3 6) 

In den Jahren 2009 und 2010 veranstaltete das BMlFUW den Wett­
bewerb .. Bäuerin des Jahres". Im Jahr 2009 beauftragte das BMlFUW 
eine Agentur mit der Konzeption und Abwicklung der Abschlussver­
anstaltung um rd. 48.540 EUR. Im Jahr 2010 fand die Abschlussver­
anstaltung in Räumen des BMLFUW statt. Zusätzlich fielen Kosten 
fiir Schaltungen zu dem Thema in Printmedien an - diese betrugen 
im Jahr 20\0 rd. 25.000 EUR. (TZ 37)  

Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit kaufte im Prüfungszeitraum 
eine Reihe von Give-aways um insgesamt rd. 280.000 EUR fiir die 
kosten freie Weitergabe an. (TZ 38) 

Kampagnen 

Das BMLFUW führte in den Jahren 2006 bis 201 1 eine Vielzahl von 
Kampagnen durch. deren Auftraggeber im überwiegenden Teil der 
Fälle die Sektionen 11 bis VlI des BMLFUW waren. Der RH wählte 
vier Kampagnen fiir eine nähere Betrachtung der Vorgehensweise 
aus. Die vom BMlFUW zu den einzelnen Kampagnen mitgeteilten 
Kosten konnten bei den betrachteten Fällen nicbt durchgehend plau­
sibiIisiert werden. (TZ 39) 
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k1ima:aktiv mobil 

Zur Umsetzung der Österreich ischen Klimastrategie im Bereich 
Mobilität waren u.a. Beratung, Förderungen und Bewusstseinsbil­
dung vorgesehen, die im Rahmen der Kampagne .. k.lima:aktiv mobil" 
abgewickelt wurden. Das rur 2010 festgelegte Reduktionsziel in der 
Höhe von 300.000 Tonnen (02 wurde bereits im Jahr 2009 erreicht. 
k1ima:aktiv mobil wurde gemeinsam mit der Dachmarke k1ima:aktiv 
im Jahr 2007 evaluiert. Die Gesamtkosten rur Öffentlichkeitsarbeit 
von 5,2 Mio. EUR waren hoch. Der Anteil der Öffentlichkeitsar­
beit am Gesamtbudget der Kampagne sank jedoch von anfänglich 
rd. 50 0/0 auf zuletzt rd. 2 0/0. Neben der umfassenden Finanzie­
rung der Kampagne k1ima:aktiv mobil flossen zusätzlich teilweise 
beträchtliche Mittel der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit in den The­
menbereich umweltfreundliche Mobilität. (TZ 40, 4 1 )  

Genuss Region Österreich 

Im Jahr 2005 initi ierte das BMLFUW die Kampagne .. Genuss Region 
Österreich", mit der von österreichischen Landwirten erzeugte 
Lebensmittel und die jeweiligen Regionen als Einheit beworben 
werden. Ab dem Jahr 2008 koordinierte die GRM Genuss Regionen 
Marketing GmbH die Aktivitäten auf Basis eines rur die Jahre 2007 
bis 201 3  erstellten Entwicklungskonzepts. (TZ 42) 

Das BMLFUW leistete eine Basisabgeltung zur Deckung des Personal­
und Sachaufwands. Das BMLFUW verlangte keine Anpassung des 
Entwicklungskonzepts aus dem Jahr 2007 an die inzwischen geän­
derte Organisationsstruktur. Für die laut Konzept aufzubringenden 
Eigenmittel gab es keinen Nachweis. Es fehlten zudem klar definierte 
Zuständigkeiten rur die Akteure der Genuss Region Österreich. Die 
GRM Genuss Regionen Marketing GmbH legte in ihrem Dreijah­
resbericht 2008 bis 2010 auch quantifizierte Ziele fest, erhielt die 
Basisabgeltung aber unabhängig von einer Zielerreichung. (TZ 42) 

Ein Überblick über den tatsächlichen Mitteieinsatz rur die Kampagne 
Genuss Region Österreich wurde durch die gewählte Organisations­
form und Vielzahl der Finanzierungsquellen sehr erschwert. Insge­
samt vier Abteilungen im BMLFUW finanzierten die Genuss Region 
Österreich. Vergleichbare Leistungen wurden alls unterschiedlichen 
Töpfen finanziert, was die In transparenz weiter steigerte. Die Sek­
tion In stellte Mittel rur die Basisabgeltung der GRM Genuss Regi­
onen Marketing GmbH und rur Marketingaktivitäten zur Verrugung. 
Die Sektion 11 fOrderte Aktivitäten wie Schaltungen in Printme-

81 

III-17 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 85 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. § 21 Abs. 1a GOG-NR)



Kurzfassung 

82 

R 
-

H 

dien, grafische Leistungen, Druckkosten, Internetauftritte, TV-Bei­
träge und Veranstaltungen aus Mitteln des Österreichischen Pro­
gramms für die Entwicklung des Ländlichen Raums 2007-20 1 3 .  
Zeitgleich finanzierte auch die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit ver­
gleichbare Aufträge. Der Gesamtaufwand für die Kampagne betrug 
bis zu 4,3  Mio. EUR pro Jahr. In einer parlamentarischen Anfra­
gebeantwortung des BMLFUW zur Genuss Region Österreich im 
Jahr 2011 fehlten hinsichtlich der Finanzierung die Basisabgeltung 
und die sonstigen Ausgaben der Sektion 10, die Angaben der Abtei­
lung Öffentlichkeitsarbeit waren unvollständig. (TZ 43)  

Mit "Kulinarisches Erbe", "Beste Österreichische Gastlichkeit" und 
"Kulinarische Initiative Österreich" bestanden Kampagnen mit einer 
ähnlichen Zielsetzung. Das BMLFUW initiierte im Jahr 2010 eine 
Arbeitsgruppe "Regionale Qualität", mit der parallel laufende Akti­
vitäten zusammengeführt werden sollten. Da sich die AMA Marke­
ting Gesellschaft m.b.H. der Arbeitsgruppe nicht anschloss, verfolgte 
das BMLFUW dieses Projekt vorläufig nicht weiter. Dies, obwohl 
zur Erzielung von Synergieeffekten eine Zusammen führung zweck­
mäßig wäre, weil dadurch Parallelstrukturen bei der Organisation 
beseitigt und die Finanzierung ähnlich ausgerichteter Kampagnen 
auf eine einzige Kampagne konzentriert werden könnte. (TZ 44) 

Der Dreijahresbericht 2008 bis 2010 der GRM Genuss Regionen Mar­
keting GmbH enthielt Evaluierungen, deren Ergebnisse auf großzü­
gigen Hochrechnungen basierten und die Gefahr bestand, dass die 
Wirkungen der Kampagne überbewertet wurden. Daneben führte die 
Bundesanstalt für Agrarwirtschaft im Jahr 2010 eine Evaluierung 
von Maßnahmen des Österreich ischen Programms für die Entwick­
lung des ländlichen Raums 2007-20\ 3 durch. Eine Beurteilung der 
aufgrund der gefOrderten Maßnahmen der Genuss Region Österreich 
erzielten Wirkungen war anhand des Berichts nicht möglich. (TZ 45) 

generation blue 

Das BMLFUW beauftragte im Jahr 2004 eine Agentur mit der Umset­
zung der Jugendwasserplattforrn "generation blue". Im Rahmen des 
Projekts wurden eine Webseite betrieben und Einzelprojekte durch­
geführt. Um die Zielgruppe Jugend zu erreichen, informierte das 
BMUKK im Erlasswege über Initiativen von generation blue und emp­
fahl die Teilnahme. Vor Beginn der Kampagne wurde die Ist-Situa­
tion - wie Umweltbewusstsein oder Wissensstand der Zielgruppe -
nicht erhoben. Es war kein konkreter Anlass für die Initiierung der 
Kampagne generation blue - wie ein Wissensdefizit der Zielgruppe 
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zum Thema - erkennbar. Eine konkrete DefInition von Zielen fehlte 
und eine Bewertung der Zielerreichung war damit nicht möglich. 
Im Rahmen des Prozesses "Management by Objectives" wurde im 
Jahr 2010 als ein Sektionsziel der Sektion VII - Wasser die Vertiefung 
des Verständnisses für die Wasserwirtschaft mit konkreten Bewer­
tungskriterien für generation blue defIniert. (TZ 46) 

Jahr des Waldes 

Anlass für die Kampagne "Jahr des Waldes" war eine UNO-Reso­
lution, mit der das Jahr 201 1 zum Jahr des Waldes erklärt wurde. 
Die Sektion IV - Forstwesen entwarf gemeinsam mit den Interes­
senvertretungen Projekte, die von der Sektion koordiniert wur­
den. Um die Wirkung der Kampagne zu verifizieren, wurde vor 
dem Beginn der Kampagne und nach Abschluss der Projekte eine 
Umfrage durchgeführt. Für die Finanzierung vieler Projekte konn­
ten Externe gewonnen werden; die Kosten für das BMLFUW ins­
gesamt blieben dadurch gering. (TZ 47) 

Zukauf von Leistungen - Vergaben 

In den Jahren 2006 bis 20 1 1  vergab die Abteilung Öffentlichkeitsar­
beit im Direktvergabebereich insgesamt rd. 90 Aufträge mit einem 
Gesamtvolumen von rd. 2 Mio. EUR (brutto inkJ. USt), bei denen 
die Einholung von Vergleiehsangeboten möglich und zweckmäßig 
gewesen wäre, aber nicht durchgeführt wurde. Durch die Nichtein­
holung von Vergleichsangeboten verzichtete das BMLFUW auf das 
einer Ausschreibung innewohnende Potenzial, die wirtschaftlichste 
Lösung für eine beauftragte Leistung zu finden. (TZ 48) 

Das BMLFUW beauftragte in den Jahren 2005 bis 2009 jährlich ein 
Unternehmen im Wege der Direktvergabe mit der technischen und 
redaktionellen Betreuung einer Webseite. Bei der Betrachtung von 
bereits zwei aufeinanderfolgenden Jahren wurde die Direktvergabe­
grenze überschritten. Nach dem Bundesvergabegesetz darf die Wahl 
der Berechnungsmethode nicht den Zweck verfolgen, die Anwen­
dung der gesetzlichen Vorschriften zu umgehen. (TZ 49) 
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Das BMLFUW beauftragte im Februar 2005 ein Unternehmen für die 
Jahre 2005 bis 2007 mit der redaktionellen Betreuung des Lebens­
mittelportals unter Einbringung der Domain www.biolebensmittel.at 
ins Eigentum des BMLFUW. Als Auftragswert waren insgesamt 
1 50.000 EUR (netto ohne USt) vereinbart. Im Vergabeakt rechtfer­
tigte das BMLFUW die Beauftragung damit, dass das Unternehmen 
das Recht an der Nutzung der Internetdomain hatte. Eine Berufung auf 
Ausschließlichkeitsrechte im Rahmen der Beauftragung des Lebens­
mittelportals war nach Ansicht des RH nicht gerechtfertigt. (TZ 50) 

Das BMLFUW beauftragte im Jahr 2006 ein Werbeunternehmen mit 
einer Plakatkampagne im Wert von rd. 87.000 EUR (netto obne USt) 
nach Einholung von zwei Vergleichsangeboten. Aufgrund des Üher­
schreitens der Oirektvergabeschwelle argumentierte das BMLFUW, 
dass dieser Auftrag nur von zwei bestimmten Unternehmern aus­
gefiihrt werden konnte. Dies war nach Ansicht des RH unzutref­
fend. (TZ 5 1 )  

Mitteleinsatz 

Der Gesamtaufwand im Rahmen der Abteilung Öffentlichkeitsar­
beit ging nach einem Maximalwert im Jahr 2009 von 5,41 Mio. EUR 
bis 201 1 auf 4 Mio. EUR zurück. Den größten Anteil stellten mit 
rd. 45 % ( 1 3,OI Mio. EUR im PTÜfungszeitraum) der Ausgaben 
die Kosten für Schaltungen in Printmedien dar. Diese waren 2008 
mit 2,56 Mio. EUR am höchsten. Für elektronische Medien gab die 
Abteilung Öffentlichkeitsarbeit insgesamt rd. 28 % (8,04 Mio. EUR) 
der Aufwendungen aus. Darin enthalten sind die Leistungen der 
LFRZ GmbH für die Homepage, die von der Abteilung Budget bezahlt 
wurden. Der Internetauftritt des BMLFUW war jenes Instrument, 
das den zweitgrößten Aufwand verursachte. (TZ 52) 

Für externe Agentur- und Beratungsleistungen wurden 8 0/0 

(2,20 Mio. EUR) des Gesamtaufwands ausgegeben. Ein etwa gleich 
hoher Anteil (2,06 Mio. EUR) floss in audiovisuelle Medien. Oie 
Kosten für Publikationen und Broschüren beliefen sich auf rd. 4 0/0 

( 1 ,22 Mio. EUR) der Aufwendungen. Oie Pressearbeit kostete rd. 4 0/0 

( I ,O\ Mio. EUR) der Aufwendungen. Außenwerbung mit Plakaten, 
Sponsoring und Werbegeschenke spielten finanziell gesehen nur 
eine untergeordnete Rolle. (TZ 52) 
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Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit setzte trotz der aufgewendeten 
Mittel in Höhe von insgesamt rd. 29 Mio. EUR im Prüfungszeitraum 
keine regelmäßigen Schritte zur Evaluierung der Öffentlichkeitsarbeit, 
um den Aufwand für die Öffentlichkeitsarbeit der erzielten Wirkung 
oder dem erreichten Nutzen gegenüberzustellen. Im Rahmen der Kam­
pagnen gab es Beispiele für Evaluierungen wie z.B. bei klima:aktiv 
mobil oder beIm Jahr des Waldes. (TZ 53) 

Kenndaten zur Öffentlichkeitsarbeit des BMLFUW 

Gesetzliche und allgemeine Grundlagen 
Bundesministeriengesetz 1986, BGBl. Nr. 76/1986 i.d.g.F. 
"Richtlinien für die Öffentlichkeitsarbeit und Informationsmaßnahmen der Bundesregierung und 
Bundesministerien" vom 8. Februar 2010 

Bundesverfassungsgesetz über die Transparenz von Medienkooperation sowie von Werbeaufträgen und 
Förderungen an Medieninhaber eines periodischen Mediums, BGBl. I Nr. 125/2011 

Bundesgesetz über die Transparenz von Medienkooperation sowie von Werbeaufträgen und Förderungen 
an Medieninhaber eines periodischen Mediums, BGBl. I Nr. 125/2011 

Richtlinie über Ausgestaltung und Inhalt entgeltlicher Veröffentlichungen von Rechtsträgern des Bundes, 
BGBl. II Nr. 222/2012 

Mittelverwendung des BMLFUW für unterschiedliche Bereiche der Öffentlichkeitsarbeit 

Schaltungen in Printmedien 

Internetauftritt 
Agentur- und 
Beratu n gsleistu ngen 

Audiovisuelle Medien 

Publikationen 

Pressearbeit 

Rund u ngsdifferenzen 

Quelle: BMLFUW. RH 

Bund 2013/4 

2006 2007 

2,01 1,84 

1,31 1,76 

0,43 0,32 

0,50 0,42 

0,22 0,39 

0,19 0,11 

2008 2009 2010 2011 

in Mio. EUR 

2,56 2,15 2,42 2,03 

1,13 1,61 1,19 1,04 

0,50 0,52 0,15 0,28 

0,23 0,40 0,22 0,29 

0,26 0,20 0,06 0,09 

0,19 0,16 0,20 0,16 
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1 Der RH überprüfte im Oktober und November 201 1  die Öffentlich­
keitsarbeit des BMlFUW. Prüfungszeitraum waren die Jahre 2006 bis 
201 1 .  Ziele der Prüfung waren eine Beurteilung der Zweckmäßigkeit 
der Organisationsabläufe, eine Analyse der angewandten I nstrumente 
und der transportierten Botschaften, eine Bewertung des Mitteleinsatzes 
und eine Beurteilung der vom BMLFUW vorgenommenen Wirksam­
keitskontrollen. 

Der Schwerpunkt der Prüfung lag bei der Abteilung Öffentlichkeits­
arbeit (Abteilung Pr. 5 der Präsidialsektion). Betrachtet wurde aber 
auch das Zusammenwirken der anderen Sektionen mit der Abteilung 
Öffentlichkeitsarbeit und teilweise die in den anderen Sektionen ini­
tiierten Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit. 

Zu dem im September 201 2 übermittelten Prüfungsergebnis langte die 
Stellungnahme des BMLFUW im Jänner 201 3  im RH  ein. Der RH  über­
mittelte im April 201 3 seine Gegenäußerung. 

Rechtliche und strategische Grundlagen 

Aligemei nes 

86 

2.1 Die Öffentlichkeitsarbeit der Verwaltung soll darauf abzielen, die Trans­
parenz staatlichen Handeins zu erhöhen, Akzeptanz für die staatlichen 
Maßnahmen zu schaffen und es den Bürgern durch gezielte Informa­
tion zu ermöglichen, ihre Rechte wahrzunehmen. 

Neben diesen allgemeinen Zielen kann die Öffentlichkeitsarbeit auch 
darauf hinwirken, konkrete Verhaltensänderungen der Bevölkerung 
herbeizuführen, wie z.B. Schritte zur Gesundheitsvorsorge zu tref­
fen, bei Auslandsreisen Krisenregionen zu meiden oder - im Falle des 
BMLFUW - die eigene Mobilität umweltfreundlich zu gestalten. 

2.2 Der RH war der Ansicht, dass sich eine mit öffentlichen Mitteln fman­
zierte Öffentlichkeitsarbeit an folgenden Kriterien zu orientieren hat: 

- Informationsbedürfnis der Bevölkerung (Aktualität und Brauchbar­
keit der Information für die Zielgruppe), 

- Objektivität der Information (Konzentration auf den Sachinhalt) 
und 

- Transparenz des Mitteleinsatzes (Nachvollziehbarkeit von Höhe der 
eingesetzten Mittel und eingesetzten Medien). 
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Der RH betonte, dass die Öffentl ichkeitsarbeit eines Min isteriums die 
Akzeptanz für das staatliche Handeln an sich, nicht aber die Akzeptanz 
von Polit ikern oder die Steigerung des Bekanntheitsgrades und Sym­
pathiewerts von politischen Funktionsträgern zum Ziel haben sollte. 

3.1 ( I )  Das Bundesministeriengesetz 1 986 verpnichtet die Ministerien 
grundsätzlich, über den Ressortbereich zu informieren und dabei mit 
der Presse, dem Hörfunk und dem Fernsehen zusammenzuarbeiten. 1 

(2) Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung bestand auf Bundesebene ein 
Ministerratsbeschluss vom 8. Februar 2010 über "Richtlinien für die 
Öffentl ichkeitsarbeit und Informationsmaßnahmen der Bundesregie­
rung und Bundesministerien", die auf Empfehlungen des RH basier­
ten2 und (laut Vortrag an den Ministerrat) "die bisherige Praxis for­
mal in Richtlinien gossen". 

Diese legten u.a. Folgendes fest :  

- Die Öffentl ichkeitsarbeit und die Informationsmaßnahmen der Bun­
desregierung und der Ressorts aus Haushaltsmitteln waren unter 
Beachtung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftl ichkeit und 
Zweckmäßigkeit durchzuführen. 

- Die Maßnahmen mussten in ihrem Inhalt einen konkreten Bezug zu 
den Aufgaben der Bundesregierung bzw. zu den Aufgaben des die 
Maßnahme durchftihrenden Ressorts aufweisen. 

- Die Öffentlichkeitsarbeit und Informationsmaßnahmen waren unmit­
telbar auf die vergangene, gegenwärtige oder aktuell zukünftige 
Tätigkeit der Bundesregierung bzw. des jeweiligen Ressorts zu bezie­
hen. 

- Der Sachinhalt der Öffentlichkeitsarbeit und der Informationsmaß­
nahmen hatte absolute Priorität und in den Augen unbefangener 
Beobachter eindeutig zu überwiegen. 

(3) Mit I. Jänner 201 2 tTat das Bundesverfassungsgesetz Medien­
kooperation und Medienförderung (BVG MedKF-T), mit I. Juli 2012 das 
Medienkooperations- und -förderungs-Transparenzgesetz (MedKF-TG) 
in Kraft. Gemäß MedKF-TG dürfen audiovisuelle Kommunikationsmaß­
nahmen und entgeltliche Veröffentlichungen ausschließlich der Deckung 

I BGBI. Nr. 76/1 986 Ld.g.F . .  Anlage zu § 2 Teil 1 Z 10 

2 RH Reihe Bund 2005/ 1 3  
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eines konkreten Informationsbedürfnisses der Allgemeinheit und nicht 
der Vermarktung des Rechtsträgers dienen. Die Bundesregierung bzw. 
die Landesregierungen haben Richtlinien über die inhaltliche Gestaltung 
audiovisueller kommerzieller Kommunikation und entgeltlicher Veröf­
fentlichungen zu erlassen. Diese dienen der Sicherstellung der Unter­
scheidbarkeit von redaktionellen Beiträgen, der Festlegung von forma­
len und inhaltlichen Bezugskriterien zur Tätigkeit des Rechtsträgers und 
der Abgrenzung von SachinFormationen. 

(4) Die Bundesregierung erließ Richtlinien über die Ausgestaltung und den 
Inhalt entgeltlicher VeröFFentlichungen von Rechtsträgern des Bundes, 
die am I .  Juli 201 2  in Kraft traten und für sämtliche VeröFFentlichungen 
nach diesem Datum galten. Demnach sind VeröFFentlichungen eindeutig 
zu kennzeichnen, der inhaltliche Zusammenhang mit dem Wirkungsbe­
reich eines Rechtsträgers oder der Bezug zur Tätigkeit dieses Rechtsträ­
gers muss eindeutig gegeben sein und im Wege von VeröFFentlichungen 
darf ausschließlich Sachinformation vermittelt werden.) 

(5) Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung gab es bereits in einigen Län­
dern Richtlinien für die ÖFFentlichkeitsarbeit der Landesregierung bzw. 
der Mitglieder der Landesregierung, die teilweise auch die inhaltliche 
Gestaltung der ÖFFentlichkeitsarbeit regelten. So war z.B. in der Steier­
mark die VeröFFentlichung des Namens bzw. des Bildes des zuständigen 
Regierungsmitglieds oder die Nennung der Regierungsfraktion prinzi­
piell untersagt und nur in Ausnahmefallen - wie für die Ankündigung 
von Sprechstunden - gestattet. 

3.2 Während in den Ländern zum Teil detaillierte Vorgaben für die ÖFFent­
lichkeitsarbeit bestanden, existierten bis zur Erlassung des BVG MedKF-T 
und des MedKF-TG auf Bundesebene rechtlich nicht verbindliche Richt­
linien. Der RH bewertete die nunmehr beschlossenen gesetzlichen Rege­
lungen über ÖFFentlichkeitsarbeit als positiv. 

Er wies aber darauf hin, dass durch die Regelung in Verfassungsrang 
die Möglichkeit bestanden hätte, eine einheitliche Vorgehensweise für 
den Bund und die Länder zu schaffen und diese Gelegenheit der Ver­
waltungsvereinfachung ungenützt blieb. Der RH erachtete es weder als 
zweckmäßig noch als sachlich gerechtfertigt, die ÖFFentlichkeitsarbeit 
im Verwaltungsbereich in zehn unterschiedlichen Richtlinien zu regeln. 

3.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW seien im Prüjungsergebnis mehr­
Jach das BVG MedKF-T und das MedKF-TG, die am J .  Jänner 2 0 1 2  
bzw. am J .  Juli 2 0 1 2  in  Kraft getreten seien, in  unsachlicher Weise 

1 BGBI. Teil 11 Nr. 222/2012. §§ 2 bis 4 
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zitiert wordeIl. Weder im PrüJungszeitraum in den Jahren 2006 bis 
2011  noch ZlIr Zeit der PrüJullgshandlungen durch den RI-I von Okto­
ber bis NO/lember 201 1 seien diese Bestimmungen in Kraß gewesen. 
Die darin enthaltenen gesetzlichen Vorgaben wären daher nicht auJ 
den Priijungszeitraum anZllwenden und seien erst nach Abschluss der 
Prüjullgshandlungell des RH in Kraß getreten. 

Das BMLFUW könne nicilt nachvollziehen, dass eine einheitliche Vor­
gangsweise fur den Bund ul1ll die Länder eine VenIJaltungsllereinJa­
chung nach sich ziehe. AuJgrund der unterschielilichen Aufgaben­
steIlungen, Verant1lJortungsbereiche und Organislltionsstrukturell der 
GebietskörperscJlIIßell sollte auch die Öffentlichkeitsarbeit entspre­
chelld gestaltet werden köllllell u lld ill der Verantwortullg der jewei­
ligell Gebietskörperschaft verbleibell. 

3.4 Der RH wies darauf hin, dass das Begutachtungsverfahren zu bei den 
Gesetzesvorhaben zur Zeit der Gebarungsüberprüfung bereits abge­
schlossen war (siehe Regierungsvorlage 1 276 der Beilagen zu den Ste­
nographischen Protokollen des Nationalrats der XXIV. Gesetzgebungspe­
riode). Die inhaltlichen Anforderungen gemäß § 3a MedKF-TG wurden 
spätestens mit Bericht des Verfassungsausschusses am I .  Dezember 201 1 
veröffentlicht (siehe 1 607 der Beilagen zu den Stenographischen Pro­
tokollen des Nationalrats der X XIV. Gesetzgebungsperiode). 

Der RH zitierte nicht in unsachlicher Weise Bestimmungen der bei­
den Gesetze, sondern wies vielmehr darauf hin, dass einige Vorgangs­
weisen des BMLFUW künftig unter neuen, bereits vom Gesetzgeber 
beschlossenen Vorschriften nicht mehr erlaubt sein würden. Der RH 
sah es diesbezüglich als seine Aufgabe und Pflicht, Sachverhalte auch 
unter dem Blickwinkel beschlossener - allenfalls noch nicht anwend­
barer - Gesetzesvorhaben zu beleuchten und auf allfallig mögl iche und 
vermeidbare künftige Gesetzesverstöße hinzuweisen. Dies, weil - wie 
der RH kritisch feststellte -, bis zur Erlassung des BVG MedKF-T und 
das MedKF-TG auf Bundesebene rechtlich nicht verbindliche Richt­
linien existierten. 

Der RH entgegnete weiters, dass die unterschiedlichen AufgabensteI­
lungen und Verantwortungsbereiche des Bundes und der Länder sei­
ner Ansicht nach nicht einer einheitlichen Regelung über die Ausge­
staltung der mit öffentlichen Mitteln fInanzierten Öffentlichkeitsarbeit 
entgegenstanden. 
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4.1 Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit legte lediglich für die Jahre 2007 
bis 2009 jeweils ein Jahresprogramm vor. Im Jahr 2008 wurden die 
Aktivitäten des Jahresprogramms erstmals Ressortzielen, die die Sek­
tionsleiter unter Berücksichtigung der politischen Vorgaben entwickelt 
hatten, zugeordnet und stellten den Leistungsschwerpunkt der Pres­
searbeit dar. Als Abteilungsziel wurde ein permanenter Kommunika­
tionsfluss zu den Medien, zu speziellen Zielgruppen, zur Bevölkerung 
und zu den Mitarbeitern des BMLFUW genannt. Weiters sollten ein­
zelne Projekte die Öffentlichkeitsarbeit optimieren und eine Bürger­
stelle geschaffen werden, die als AnlaufsteIle für Anfragen diente, die 
nicht die Fachabteilungen betrafen. 

Im Rahmen des Prozesses .. Management by Objectives (MBOj" wurden 
den vorgegebenen Zielen Messgrößen zugeordnet, um die Zielerrei­
chung evaluieren zu können. In den untersuchten Jahren unterschie­
den sich die gesetzten Ziele und die Messgrößen kaum voneinander. 

Tabelle 1: Messgrößen zum Abteilungsziel "Pressearbeit" der Abteilung 
Öffentlichkeitsarbeit aus dem MBO-Prozess 

2008 2009 2010 2011 

Anzahl 

Presseaussendungen, Pressetexte 400 400 400 400 

Zugriffe auf www.presse.lebensministerium.at 50.000 50.000 50.000 50.000 

Pressekonferenzen 

Pressefotos 

Newsletter 
Quelle: BMLFUW 

90 

25 25 25 25 

200 200 200 200 

40 40 40 40 

4.2 Der RH erachtete es grundsätzlich als positiv, dass die Abteilung 
Öffentlichkeitsarbeit über Strategieziele mit dazugehörenden Mess­
kriterien verfügte. Er stellte aber fest, dass die Ziele wenig ambitio­
niert waren. Der RH empfahl, die Resultate aus der Beurteilung der 
Zielerreichung vermehrt in die Festlegung der Ziele des Folgejahres 
einfließen zu lassen und die Ziele in Richtung Wirkungsorientierung 
weiterzuentwickeln. 
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Öffentlichkeitsarbeit des BMLFUW 

5.1 Der Kontakt mit sämtlichen Medien und die Darstellung des BMLFUW 
in der Öffentl ichkeit waren Aufgabe der Abteilung Öffentl ichkeitsar­
beit. Die Zuständigkeits- und Aufgabenverteilung war im Organisa­
tionshandbuch aus dem Jahr 2006 geregelt, die Abteilung hatte dies­
bezüglich die Funktion einer zentralen Drehscheibe im Ressort. 

Im Kabinett des Bundesministers arbeiteten bis zu zwei Pressespre­
cher des Bundesministers. Die Detailplanung der Öffentlichkeitsarbeit 
erfolgte im Rahmen von wöchentlichen Sitzungen des Kabinetts des 
Bundesmin isters mit der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit. 

Die Aufgaben der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit waren u.a. Pres­
seeinladungen, Presseaussendungen, Public Relations, Betreuung von 
Internet und fntranet, Corpora te Identity und Corporate Design, Werk­
und Dienstieistungsverträge4, Meinungsforschung und Bürgerservice. 
Der Abteilungsleiter war zugleich auch Pressesprecher des BMLFUW. 
Zur Erfüllung der Aufgaben standen der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit 
in den Jahren 2006 bis 201 1 jährlich im Durchschnitt 22 Bedienstete 
(mit 1 9,7 VBÄ) zur Verfügung, die Personalkosten (Gehälter inkl. Zula­
gen und Nebengebühren) betrugen durchschnittlich rd. 1 ,06 Mio. EUR 
pro Jahr. Die zur Zeit der Gebarungsüberprüfung bestellte Abteilungs­
leiterin war je zur Hälfte ihrer Dienstzeit ihrer Abteilung und dem Kabi­
nett des Bundesministers zugeordnet. 

Drei Mitarbeiter der Abteilung hatten die Funktion von sogenannten 
Standortbeauftragten5, welche die Informations- und Publikationstä­
tigkeit für die jeweiligen Sektionen aufbereiteten und koordinierten. 
Diese konnten - ohne Einhaltung des Dienstweges - direkt mit den 
Sachbearbeitern in Kontakt treten und auch Arbeitsaufträge erteilen. 

Die Fachabteilungen waren für Auskünfte nach den gesetzlichen Vor­
schriften, rur die Erstellung von Fachunterlagen, die Inhalte der Web­
seiten und die Konzeption und Abwicklung themenspezifischer Ver­
anstaltungen6 zuständig. Um den Kommunikationsfluss zwischen den 
Fachabteilungen, der Sektionsleitung und der Abteilung Öffentlich­
keitsarbeit sicherzustellen, waren in den Sektionen jeweils Mitarbeiter 
von Fachabteilungen oder zu diesem Zweck eingerichteter StabsteIlen 
mit diesen Agenden betraut. Die Aufgaben für die Öffentlichkeitsar­
beit stellten aber - mit Ausnahme der StabsteIle in der Sektion VII -
nur einen Teil des Aufgabenspektrums dar. Zur Koordination fanden 

4 z.B. für journalistische und grafische Leistungen. D ruck, Lagerung und Vcnricb von 

Publikationen oder fotografische und audiovisuelle Dienstleistungen 

5 jeweils ein Bediensteter für die Sektionen I, 11 und 111. für die Sektionen rv und VII  

sowie für die Scktiont'n V und VI 

6 Kongresse. Enqueten. Aktionstage. Auszeichnungen u.Ä. 
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wöchentliche Sitzungen der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit mit den 
Vertretern der Sektionen statt. In diese wurden die längerfristigen und 
aktuellen Vorhaben der Sektionen eingebracht und deren Darstellung 
in umfangmäßiger und zeitlicher Hinsicht grundsätzlich festgelegt. 

Organisation der Öffentlichkeitsarbeit des BMLFUW 
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Nach Auskunft der im Zuge der Gebarungsüberprüfung kontaktierten 
Fachabteilungen, der Sektionsleitungen, der Abteilung Öffentlich­
keitsarbeit und Mitarbeiter des Kabinetts des Bundesministers steil­
ten sich Struktur und Ablauf der Öffentlichkeitsarbeit, die nach den 
Bestimmungen des Organisationshandbuches gehandhabt wurden, als 
zweckmäßig dar. Vereinzelte Reibungspunkte ergaben sich hinsichtlich 
der Mitbefassungsvorschriften der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit bei 
öffentlichkeitswirksamen Aktivitäten von Fachabteilungen. 
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Im BMLFUW lag kein umfassendes. allgemein anwendbares Konzept 
zur Krisenkommunikation vor. 

5.2 Der RH stellte einen umFangreichen Einsatz von Personalressourcen 
für die Öffentl ichkeitsarbeit des BMLFUW Fest und empfahl. Möglich­
keiten für Einsparungen zu prüfen. Er hielt die Organisation der Öffent­
lichkeitsarbeit und die Aufgabenteilung für komplex. 

Um zukünftig durchgängig einen einheitlichen Auftritt des BMLFUW 
nach außen auch bei Aktivitäten der Fachabteilungen zu gewährleis­
ten, empfahl der RH, die Abstimmung bei der geplanten Neuauflage 
des Organisationshandbuches noch expliziter zu regeln. 

5.3 Das BMLFU W  teilte mit, dass sich die komplexe Aujgabenteilung und 
die umjangreichen Personalressourcen durch den breiten Zlistiindig­
keitsbereich des Ressorts und die steigende Anzahl der Injormations­
kaniile ergeben würden. Außerdem seien in der Vergangenheit extern 
/lergebene Leistungen zunehmend durch die Abteilling Öffentlichkeits­
arbeit übernommen worden. 

Laut Stellllngnahme des BMLFUW bestünde das Krisenkommunikati­
onskonzept alls mehreren Fachkonzepten (z.B. Strahlenschutz, Natur­
gejahrereignisse /-/ochwasserinjormationslJienst oder ,,/njormGr-ion der 
Öffentlichkeit in Krisenfollen/Abläuje im Ministerium" 110m 1 1 .  Jän­
ner 201 1). GrLlndlage dieser Fachkonzepte seien die unterschiedlichen 
Notwendigkeiten der betroffenen Fachbereiche. 

5.4 Der RH entgegnete, dass im Zuge der Gebarungsüberprüfung die Kri­
senkommunikationskonzepte der Fachbereiche angesprochen worden 
waren, das Konzept "InFormation der Öffentlichkeit in Krisen/Abläufe 
im Ministerium" vom 1 1 .  Jänner 201 1  jedoch trotz mehrmal iger Nach­
Frage nach der Existenz eines übergeordneten, allgemein anwendbaren 
Konzepts zur Krisenkommunikation nicht vorgelegt wurde. Das nun­
mehr angeführte, aus mehreren Fachkonzepten bestehende Krisenkom­
munikalionskonzept konnte daher inhaltlich nicht bewertet werden. 

Instrumente der Öffentlichkeitsarbeit 

Pressearbeit 

Bund 2013/4 

Presseaussendungen 

6.1 Ein wesentliches Element der Öffentlichkeitsarbeit des BMLFUW zur 
Darstel lung der eigenen Leistungen und Information der allgemeinen 
Öffentlichkeit sowie spezieller Zielgruppen waren Presseausendungen. 
In den wöchentlich stattfllldenden Sitzungen meldeten die Fachabtei-
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lungen im Wege der Sektionsbeauftragten medienwirksame und/oder 
relevante Inhalte und brachten bei einer geplanten Verwertung die 
fachlichen Grundlagen ein. 

Die mediengerechte Aufbereitung und Auswahl der Adressaten wurde 
dann für das gesamte Ressort von der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit 
- in enger Abstimmung bzw. nach Freigabe durch das Kabinett des 
Bundesministers - wahrgenommen und gesteuert. Dabei gelangten 
themenbezogen unterschiedliche Verteiler7 zum Einsatz, Presseaussen­
dungen wurden über die Austria Presse Agentur (APA), über eigene 
E-Mail-Verteiler oder zielgerichtet an bestimmte Redaktionen oder 
Institutionen verbreitet. Zudem wurden sie auf den Webseiten des 
BMLFUW veröffentlicht. 

Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit schätzte die Anzahl der vom Res­
sort allein über die APA verbreiteten Meldungen auf durchschnittlich 
300 bis 400 pro Jahr, bei rückJäuflger Tendenz. Aufzeichnungen dar­
über waren jedoch nicht vorhanden. Neben der Verbreitung von Pres­
seaussendungen umfassten die Leistungen der APA den Zugang zu 
APA-Meldungen, zu Presseaussendungen und zur APA-Datenbank. 

Weiters nahm die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit ein Service der APA 
bezüglich AuftragsfotografIe, insbesondere PressefotografIe im Zusam­
menhang mit Presseterminen des Ressorts, in Anspruch (siehe dazu 
auch TZ 32). 

Die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit kaufte regelmäßig die Erstellung 
von land- und forstwirtschaftlichen Fachartikeln von einem Verein 
zu, die teilweise für eigene Presseaussendungen weiterverwertet wur­
den, aber auch der Mitarbeiterinformation dienten und auf den Web­
seiten des BMLFUW Verwendung fanden. 

Die den Presseaussendungen zurechenbaren Ausgaben stellten sich im 
Überprüfungszeitraum wie folgt dar: 

1 z.B. Landwirtschaft. Umwelt. Lebensmittel 
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Tabelle 2: Ausgaben der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit im Rahmen der Pressearbeit 

Pressea ussen dungen 1 

APA-Leistungen 

2006 

42.138 

55.128 

2007 

3.196 

56.040 

2008 2009 2010 

in EUR (brutto inkl. USt) 

15.419 

74.369 

23.349 

82.469 

30.239 

82.469 

2011 

fm Jahr 2006 betraf dies Leistungen der Agenturen APA, Reuters und pressetext.austria im Rahmen der EU-Präsidentschaft 
Österreichs, ab 2007 der APA. 
Die jährlichen Zahlungen an den Verein schwanken aufgTund unterschiedlicher Rechnungsabgrenzungen zu Jahresende. 

Quelle: Auswertung RH 

Bund 2013/4 

Die Abteilung Öffentl ichkeitsarbeit erstellte keine Medienresonanz­
analysen, um nachzuvollziehen, inwiefern die Inhalte der Presseaus­
sendungen in den Medien aufgenommen wurden, und keine weiteren 
Untersuchungen zur Erreichung der angestrebten Kommunikationsziele. 

In Einzelfallen beinhalteten die ausgesandten Meldungen politische 
Aussagen oder standen in keinem Zusammenhang mit den eigent­
lichen Aufgaben des Ressorts. 

6.2 Der RH erachtete Presseaussendungen grundsätzlich als kostengüns­
tige Möglichkeit, die Öffentlichkeit zu informieren. 

Der RH stellte kritisch fest, dass das BMLFUW keine systematisierte 
Evaluierung der Pressearbeit und keine nachvollziehbare Auswertung 
der erzielten Medienresonanz vornahm. Er empfahl dem BMLFUW, 
regelmäßig die Aufnahme der Presseaussendungen in den Medien 
quantitativ8 und qual itativ9 auszuwerten. 

Weiters empfahl der RH dem BMLFUW, die Inhalte der Presseaussen­
dungen auf die eigentlichen Aufgaben des Ressorts zu beschränken. 

Der RH wies auf die Kosten für die Beauftragung des Vereins hin und 
empfahl, von einer weiteren Beauftragung abzusehen, da dieses (wie 
auch andere Institutionen) der Öffentlichkeit ein breites Leistungsspek­
trum an agrarischen Fachinformationen anbietet. 

B Welche Medien haben in welchem Umfang einen Artikcl/Bcilrag zum Thema der 
Aussendung gebracht? 

9 Wurde das Thema im Sinne der Aussendung transportiert? 
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6.3 Laut Stellungnahme des BMLFUW erJolge eine interne Auswertung 
der Presseaussendungen auJgrund des Pressespiegels. Eine Medienre­
sonanzanalyse würde enorme KosteIl verursachen. Kosten und Nutzen 
stünden dabei in keinem Verhältnis. Außerdem könne ein Ministerium 
nicht nach qualitativen oder quantitativen Kriterien aussenden, son­
dern nach sachlichen Notwendigkeiten. Es seien keine Presseaussen­
dungen bekannt, die sich nicht auJThemen und Aufgaben des Ressorts 
beziehen würden. 

6.4 Der RH blieb bei seiner Empfehlung, eine Medienresonanzanalyse 
durchzuführen, um die Aufnahme der Pressearbeit des Ressorts in den 
Medien zu beurteilen. Seiner Ansicht nach war diese Form der Evalu­
ierung ein wesentlicher Bestandteil einer professionellen Öffentlich­
keitsarbeit, durch den Einsatz der Mittel gerechtfertigt und mit eige­
nem Personal und dadurch mit vertretbarem Aufwand realisierbar. 

Der RH verwies bspw. auf folgende Presseaussendungen, die poli­
tische Aussagen enthielten oder in keinem Zusammenhang mit den 
eigentlichen Aufgaben des Ressorts standen: .. Berlakovich: Ringen um 
zweisprachige Ortstafeln beendet" (Juli 201 1 )  oder .. Berlakovich: Mit 
Spindelegger Volldampf voraus" (April 201 1 ) .  

Pressekonferenzen 

7.1 Pressekonferenzen des Bundesministers organisierte sein Kabinett, die 
Abteilung Öffentlichkeitsarbeit brachte sich inhaltlich ein. Nach deren 
Auskunft reduzierte das BMLFUW die Zahl der Pressekonferenzen in 
den letzten Jahren bewusst, weil die Resonanz in den Medien hin­
ter den Erwartungen zurückblieb. Eine diesbezügliche Dokumentation 
fehlte allerdings. Hintergrundgespräche zu speziellen Themen (z.B. 
zur Zukunft der Agrarförderungen) im kleinen, ausgewählten Kreis 
erwiesen sich nach Auskunft der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit als 
wirkungsvoller. Pressekonferenzen würden (u.a. aus Kostengründen) 
hauptsächlich in den Räumlichkeiten des BMLFUW und nur punktu­
ell auswärts abgehalten. 

Eine vollständige Auflistung aller Pressekonferenzen und der dafür 
angefallenen Kosten war nicht verfügbar. Dienstliche Aufzeichnungen 
der Abteilungsleiterin wiesen für die Jahre 2010 und 201 1  in Summe 
rd. 40 Termine aus, von denen entgegen der Aussage der Abteilung 
Öffentlichkeitsarbeit 20 % bis 25 % in kostenpflichtigen Räumlich­
keiten außerhalb des BMLFUW stattfanden. 
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